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Mühevolle Aushandlungen 
Wie werden Akteure auf der Klassen- und der Naturachse in sozial-ökologischen 
Transformationskonflikten gemeinsam erfolgreich?

KLAUS DÖRRE

F
ür die konkreten Verläufe von so-
zial-ökologischen Transformati-
onskonflikten ist ausschlagge-
bend, welche Akteure sich mit 
ihren strategischen Fähigkeiten 
in die Lage versetzen, verfüg-

bare Machtquellen zu erschließen, um kollek-
tive Ziele durchzusetzen. In der Regel genügt 
es nicht, nur eine der verfügbaren Machtres-
sourcen zu nutzen, um die gesetzten Ziele zu 
erreichen. Strategiefähigkeit bedeutet, die 
verfügbaren Machtressourcen für den jewei-
ligen Handlungskorridor optimal zu kombi-
nieren und sie zielgenau einzusetzen. Damit 
ist allerdings nicht gesagt, dass ein optimier-
ter Ressourceneinsatz zwangsläufig zum Er-
folg führt. In der Regel ist die Kapitalmacht 
– gegebenenfalls im Bündnis mit dem Staat – 
hegemonial, zumindest aber in den Auseinan-
dersetzungen strukturell dominant. Sowohl 
auf der Klassen- als auch auf der Naturachse 
ist es daher höchst unwahrscheinlich, dass die 
subdominanten Akteure ständig als Sieger aus 
den Konflikten hervorgehen; Niederlagen oder 
bestenfalls Teilerfolge sind an der Tagesord-
nung. In sozial-ökologischen Transformati-
onskonflikten gilt dies vor allem dann, wenn 
sich die Akteure auf der Klassen- und der Na-
turachse konkurrierend oder gar feindlich ge-
genüberstehen.

Entsprechende Konstellationen finden sich 
in allen Fallstudien. Sie legen offen, worum es 
den Beschäftigten vor allem geht. Weder in 
der Braunkohle- und Energiewirtschaft noch 
in der Auto- und Zulieferindustrie sehen sich 
die Stammbelegschaften unmittelbar mit Ar-
beitslosigkeit konfrontiert; ein solches Schick-
sal erleiden hauptsächlich die flexibel und pre-
kär Beschäftigten. Festangestellte fürchten 
in erster Linie Statusverlust. Verlieren sie 
ihre Jobs in der Exportwirtschaft oder ande-
ren geschützten Bereichen, müssen sie damit 
rechnen, gleichwertige Arbeit zu einigerma-
ßen akzeptablen Löhnen nicht mehr zu finden. 
Diese Aussage gilt in erster Linie für die In-
dustrie- und Produktionsarbeiter*innen, die in 
der Klassenheuristik als Fraktion der konven-
tionellen Arbeiterklasse bezeichnet werden. 
Sie bezieht sich auf Arbeitergruppen, die nicht 
nur bei Löhnen und Arbeitsbedingungen et-
was zu verlieren haben. [...] Die Arbeiterschaft, 
noch immer Teil einer – nach unserer Heuristik 
konventionellen – Mehrheitsklasse, tendiert, 
bei sinkender Arbeitslosigkeit, aber wach-
sender Ungleichheit und Prekarität, zu einer 
konservierenden Politik mit den Grenzen, die 
»ungebetene Gäste« abwehren will. In Teilen 
verweigert sie sich einem raschen sozial-ökolo-
gischen Wandel. Sie reagiert so, weil die fetten 
Jahre vorbei sind oder der antizipierte Wandel 
ihr wenig Gutes verheißt. Da sie etwas zu ver-
lieren haben, tendieren Arbeiter*innen zum 
Schulterschluss mit dem Management und an-
deren Repräsentationen von Kapitalmacht. Im 
Falle der LEAG-Belegschaft ist dieser Schulter-
schluss so eng, dass wir von einer Wagenburg-
mentalität sprechen, die Unternehmensfüh-
rung und Belegschaften zusammenschweißt. 
In der klein- und mittelbetrieblich gepräg-
ten Zulieferbranche Thüringens suchen klas-
senübergreifende betriebliche Allianzen den 
Druck abzufedern, der von den Endherstellern 
ausgeht. Hier teilt der Hauptkonflikt Gruppen 
innerhalb von Kapital und Arbeit. Selbst für 
diese Variante enger Blockbildung gilt indes, 
dass bei Löhnen, Arbeitszeit und Arbeitsbedin-
gungen noch immer gegensätzliche Interes-
sen verhandelt werden. Solche Konflikte, die 
sich selbstverständlich auch im Wertschöp-
fungssystem Automobil finden, bestimmen 
den Alltag organisierter Arbeitsbeziehungen; 
sie werden jedoch vom Kampf um den Erhalt 
von sozialem Status und Beschäftigung über-
lagert, der die Gegensätze zwar nicht stillstellt, 

aber klassenübergreifende Allianzen doch be-
fördert.

Klassenübergreifende Allianzen werden 
wahrscheinlicher, sobald der Einsatz meta-
bolischer Macht (siehe Kasten) auf der Natur-
achse von Arbeiter*innen als Bedrohung des 
eigenen Sozialbürgerstatus wahrgenommen 
wird. Eben dies ist der Fall, wenn Umweltver-
bände organisierte metabolische Macht einset-
zen, um eine Kaufprämie für Verbrenner-Pkw 
zu verhindern, ohne sich über die Perspek-
tiven der betroffenen Belegschaften über-
haupt Gedanken zu machen. Wechselseitige 
Abschottungen werden auch verstärkt, sofern 
militante Teile der ökologischen Bewegungen 
dazu auffordern, die Wirtschaft nach der Co-
rona-Krise nicht mehr hochzufahren. Würde 
dieser Vorschlag in der Kohlebranche oder der 
Autoindustrie befolgt, käme das einer unbe-
absichtigten Hilfestellung für die dominante 
Kapitalseite gleich. Alle wichtigen Endpro-
duzenten planen oder realisieren großvolu-
mige Stellenstreichungen; würde die Produk-
tion nicht wieder angekurbelt oder stockte sie 
dauerhaft, wären Produktionsverlagerungen 
ins kostengünstigere Ausland eine von den 
Konzernen erwünschte und deshalb nahelie-
gende Folge. 

Die Konfliktlage im Lausitzer Braunkohle-
revier veranschaulicht, welche Dynamiken 
solchen Auseinandersetzungen innewohnen. 
So hat der Einsatz struktureller metaboli-
scher Macht durch überregionale Bewegun-
gen wie Ende Gelände den Protesten gegen 
Tagebaue und Braunkohleverstromung in der 
Region überhaupt erst zu einer öffentlichen 
Stimme und damit zu Diskursmacht verhol-
fen. Eine gravierende Wirkung war der Ei-
gentümerwechsel auf der Unternehmens-
seite. Vattenfall, längst auch in den Märkten 
für erneuerbare Energien aktiv, zog sich zu-
rück und ein tschechischer Oligarch wurde 
zum Eigentümer der LEAG. Der neue Inves-
tor kann seinen Gewinn nur steigern, sofern 
Kosten eingespart werden, sprich: wenn die 
Belegschaft schrumpft und weniger Beschäf-
tigte die unverändert anfallende Arbeit ver-
richten. Militante Aktionen, die sich haupt-
sächlich gegen den LEAG-Vorstand richten, 
verfehlen diese Problematik, denn Unsicher-
heit, die zum Aderlass in den Belegschaften 
führt, steigert, solange die Produktion weiter-
geht, erst einmal den Gewinn des Investors, 
der außerhalb des Aktionsradius der militan-
ten Braunkohlegegner*innen agiert. Es han-
delt sich um einen Fall von Akteursversagen 
auf der Naturachse, die wiederum aus einer 
Fehlbeobachtung des strategischen Handelns 
von Akteuren auf der Kapital-Arbeit-Achse 
hervorgeht.

Auf der Seite der Braunkohlebeschäftigen 
und ihrer Repräsentationen finden sich hin-
gegen Fehlbeobachtungen auf der Naturachse, 
die dazu führen, dass alle Akteure, die sich den 
Protesten anschließen, tendenziell als heimat-
lose Gesell*innen gebrandmarkt werden. In 
der Folge gerät der Einsatz von metabolischer 
und Lohnabhängigenmacht zu einem Nullsum-
menspiel. Die Machtressourcen der Akteure 
beider Konfliktachsen werden so eingesetzt, 
dass wechselseitige Verständigung nicht mehr 
möglich erscheint. Es ist die radikale Rechte, 
die als Trittbrettfahrer von dieser Konstella-
tion profitiert. Man ahnt, was in der Auto- und 
Zulieferindustrie geschehen könnte, würde 
das Nicht-wieder-Hochfahren dort zu einer 
realpolitischen Option.

Derartige Nullsummenspiele lassen sich nur 
vermeiden, wenn [...] metabolische und Lohn-
abhängigenmacht gemeinsam zugunsten von 
Transformationszielen eingesetzt werden, die 
ökologische mit sozialer Nachhaltigkeit kom-
binieren. Doch [...] Gemeinsamkeiten müssen 
seitens der beteiligten Akteure in mühevol-
len Aushandlungen politisch hergestellt wer-
den. Dabei darf nicht übersehen werden, dass 

eine – ökologisch notwendige – Schrumpfung 
der Karbonbranchen für die zuständigen Ge-
werkschaften unweigerlich einen erheblichen 
Verlust an Organisationsmacht bedeuten wird. 
Stirbt die LEAG, verliert die IG BCE ihre wich-
tigste Bastion in der Region; sie hätte sich dann 
vornehmlich auf Pensionäre zu stützen. Bei ei-
nem Niedergang des gesamten Automobilsek-
tors wären die gewerkschaftlichen Machtver-
luste noch ungleich größer. Nahezu die Hälfte 
der IG-Metall-Mitgliedschaft dürfte sich im 
Wertschöpfungssystem Automobil befinden. 
In der Arbeiterschaft der Endhersteller sind 
die Organisationsgrade besonders hoch. Ein 
rascher Abwärtstrend der gesamten Branche 
würde die zuständige Gewerkschaft machtpo-
litisch dramatisch schwächen. Das lässt erah-
nen, weshalb sich immer wieder Tendenzen zu 
konservierender Interessenpolitik Bahn bre-
chen. Die starken Mitgliederverluste wäh-
rend der Corona-Krise könnten diese Ten-
denz zusätzlich verstärken.[...] Dabei ist zu 
beachten, dass ein fortgesetzter Verlust an 
gewerkschaftlicher Organisationsmacht die 
Durchsetzung ökologischer Nachhaltigkeits-
ziele schwerlich befördern dürfte, denn der 
metabolischen Macht steht noch immer die do-
minante Kapitalmacht gegenüber. Ohne gesell-
schaftliche Mehrheiten zu gewinnen, das zeigt 
die Strategiedebatte in der Klimabewegung, 
kann die Durchsetzung von Nachhaltigkeits-
zielen nicht gelingen. Mehrheiten für einen so-
zial-ökologischen Nachhaltigkeitsblock sind 
in Staaten wie der Bundespublik aber nur un-
ter Einschluss der von Lohnarbeit abhängigen 
Klassen(-fraktionen) zu mobilisieren. Diesbe-
züglich gibt es, das zeigen die Fallstudien, we-
nig Anlass für übertriebenen Optimismus. Aus 
einer analytischen Perspektive heraus lassen 
sich immerhin einige Anknüpfungspunkte für 
achsenübergreifende Nachhaltigkeitskoaliti-
onen benennen, die metabolische und Lohn-
abhängigenmacht zusammenführen könnten.

1. Ökologische Präferenzen und nachhaltige 
Produktion
Ein erster Ansatzpunkt ergibt sich aus den wi-
dersprüchlichen Interessenlagen der verschie-
denen lohnabhängigen Klassen. Gesellschafts-, 
Kapitalismus- und selbst Wachstumskritik 
sind im Alltagsbewusstsein der Industriearbei-
terschaft durchaus verbreitet. […] Es gibt genü-
gend Beispiele, die belegen, dass Lohnabhän-
gige und ihre Gewerkschaften im Kampf für 
Klimagerechtigkeit sogar eine Führungsrolle 
einnehmen können. So setzt sich Jane McAle-
vey in ihren Veröffentlichungen pointiert mit 
dem Vorurteil auseinander, Gewerkschaften 
seien strukturell »Anti-Environment« . Sie 
schildert die Praxis eines »political organi-
zing«, das Lohnabhängige befähigt, gezielt in 
Auseinandersetzungen um Klimagerechtig-
keit zu intervenieren. [...] Entsprechende An-
sätze in den USA verdanken sich auch der 
Tatsache, dass die Gewerkschaften dort über 
keinerlei betriebliche Verankerung verfügen, 
weshalb sie auf mobilisierungsfähige Themen 
setzen müssen. Doch mit der Erosion der orga-
nisierten Arbeitsbeziehungen in Deutschland 
und Europa relativieren sich auch die Unter-
schiede zum US-amerikanischen Modell. Au-
ßerdem finden sich – etwa im Bereich der eu-
ropäischen Food-Gewerkschaften (EFFAT, in 
Deutschland ist die Gewerkschaft NGG zustän-
dig) – eindrucksvolle Beispiele, die zeigen, dass 
selbst länderübergreifende Allianzen zuguns-
ten ökologischer und sozialer Nachhaltigkeits-
ziele möglich sind. […]

Weichenstellungen zugunsten langlebi-
ger, ökologisch nachhaltig hergestellter Gü-
ter und Dienstleistungen erfordern aller-
dings das genaue Gegenteil dessen, was in der 
wachstumskritischen Literatur teilweise ge-
fordert wird. Eine Realisierung ökologischer 
Nachhaltigkeitsziele dürfte die Preise nicht 

KONFLIKTE

»Abschied von Kohle und Auto? Sozial-
ökologische Transformationskonflikte um 
Energie und Mobilität« ist der Titel eines 
von den Soziolog*innen Klaus Dörre, Ma-
deleine Holzschuh, Johanna Sittel und Ja-
kob Köster herausgegebenen Buches, das 
in diesem Monat im Campus-Verlag er-
scheint. Angesichts der ökologischen He-
rausforderungen, so die zentrale These, 
verwandelt sich der alte industrielle Klas-
senkonflikt in einen sozial-ökologischen 
Transformationskonflikt, der mehr und 
mehr die Kernbereiche des deutschen In-
dustrie- und Wirtschaftsmodells erfasst. 
Anhand des Braunkohleausstiegs in der 
Lausitz und den Umbrüchen im Wertschöp-
fungssystem Automobil wird gezeigt, wie 
sich ökologische und soziale Konfliktach-
sen gegeneinander verselbstständigen. So-
ziale Unsicherheit und das Bemühen um 
Statuserhalt können sich in eine subjektive 
Quelle rechtspopulistischer Orientierun-
gen verwandeln, wenn es nicht gelingt, die 
Kräfte von Arbeits- und Klimabewegungen 
neu zu bündeln. Wie es gelingen kann, ist 
vor allem Thema der Schlussbetrachtung 
»Machtressourcen und Transformations-
konflikt« von Klaus Dörre, aus der wir hier 
einen Auszug vorab veröffentlichen. Kür-
zungen sind gekennzeichnet, auf die wis-
senschaftlichen Quellenangaben des Ori-
ginals wird hier verzichtet.

»Abschied von Kohle und Auto? Sozial-
ökologische Transformationskonflikte um 
Energie und Mobilität«, hg. v. Klaus Dörre, 
Madeleine Holzschuh, Jakob Köster und 
Johanna Sittel, Campus Verlag 2020, 240 
Seiten, 29,95 Euro. 

METABOLISCHE MACHT

Als metabolische Macht bezeichnet der 
Autor eine »heterodoxe Machtform, die 
aus der Stellung bewusster Interessen-
gruppen in der Reproduktion von Natur-
verhältnissen hervorgeht. Ihre Quellen be-
ruhen auf Arbeit als lebensspendendem 
Prozess (Foster 2000), somit nicht primär 
auf Lohn- oder Erwerbsarbeit.[…] Struk-
turelle metabolische Macht gründet sich 
auf die besondere Stellung von Individuen 
oder Interessengruppen in Naturverhält-
nissen (Hausbesitz in einer Gemeinde, die 
einem Tagebau weichen soll) oder auf die 
Fähigkeit, wirtschaftliche Eingriffe in Na-
turverhältnisse über symbolische Aktio-
nen und zivilen Ungehorsam zu skandali-
sieren (Castor-Blockaden, Besetzung von 
Förderbrücken im Braunkohlerevier, Pro-
teste während der Internationalen Auto-
mobilausstellung (IAA)).« 
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nur für Agrarprodukte und Lebensmittel, son-
dern auch für viele andere Güter in die Höhe 
treiben. Schon deshalb sind Verzichtsappelle, 
die Gewerkschaften zur Mäßigung bei Löhnen 
und Einkommen mahnen, schlicht kontrapro-
duktiv. Unter kapitalistischen Bedingungen 
würden sie allenfalls eine Steigerung der Un-
ternehmensgewinne bewirken, Abflüsse in die 
hochspekulativen Finanzmarktsegmente för-
dern, das Ungerechtigkeitsempfinden bei gro-
ßen Teilen der Lohnabhängigen steigern und 
noch mehr Beschäftigte in die Hände einer ra-
dikalen Rechten treiben, die den menschenge-
machten Klimawandel leugnet.

Sozial und ökologisch nachhaltig ist das ge-
naue Gegenteil. Löhne und Einkommen eines 
Großteils der abhängig Beschäftigten müssen 
steigen, damit faire Preise für Ressourcen 
oder Lebensmittel aus ökologischem Anbau 
für große Mehrheiten überhaupt erschwing-
lich sind oder erschwinglich werden. Gute, öko-
logisch nachhaltige Arbeitsbedingungen ent-
lang von Wertschöpfungsketten und in den 
Ländern des Südens sind leichter durchzuset-
zen, wenn Schmutzkonkurrenz aus dem Nor-
den unterbunden wird. Anzuvisieren wären 
deshalb – national wie international – Löhne 
beziehungsweise Einkommen zum Leben, 
die deutlich oberhalb der jeweiligen Nied-
riglohngrenzen liegen. Living Wages ist eine 
Zielsetzung, die es künftig entlang transna-
tionaler Wertschöpfungsketten durchzuset-
zen gilt. In Lohnabhängigengruppen, in denen 
die Einkommen hoch genug sind, könnte Ar-
beitszeitverkürzung, so nötig, auch ohne vol-
len Lohnausgleich zu einem optionalen Ein-
kommensäquivalent werden. Da fraglich ist, 
ob die Gewerkschaften noch genügend Kraft 
besitzen, um halbwegs gerechte Verteilungs-
verhältnisse durchzusetzen, benötigt Nach-
haltigkeit auch auf diesem Feld Unterstützung 

aus Politik, demokratischer Zivilgesellschaft 
und den ökologischen Bewegungen. Hauptziel 
möglicher Allianzen wäre der Bruch mit dem 
Tönnies-Prinzip, also die Abkehr von Produkti-
onsweisen, die nicht mehr über Löhne und Ein-
kommen, sondern bevorzugt über Tiefstpreise 
integrieren. Im Ergebnis würde deutlich we-
niger konsumiert. Doch wegen der höherwer-
tigen Güter und Dienstleitungen könnte die 
Lebensqualität für alle und auch für künftige 
Generationen beträchtlich gesteigert werden.

2. Sicherheitsgarantien für Beschäftigte in den 
Karbonbranchen
Sollen die Beschäftigten in den Karbonbran-
chen für einen sozial-ökologischen Umbau 
gewonnen werden, benötigen sie Sicherheits-
garantien. Demokrat*innen wie Alexandria 
Ocasio-Cortez und ihre Verbündeten fordern 
deshalb eine rasche, radikale Dekarbonisie-
rung der US-Wirtschaft, verbunden mit Job-, 
Status- und Sicherheitsgarantien für Beschäf-
tigte aus den Karbon-Branchen. Die deutschen 
Gewerkschaften scheuen vor solchen Forde-
rungen mehrheitlich noch zurück, weil, so ein 
Argument, entsprechende Garantien im Kapi-
talismus nicht zu realisieren seien. Man könnte 
allerdings auch argumentieren, dass der Reiz 
solcher Forderungen gerade darin besteht, ka-
pitalistische Produktionsweisen an ihren sys-
temischen Grenzen auf die Probe zu stellen.

Beschäftigungs- und Statusgarantien für die 
Industriearbeiterschaft lassen sich mit Forde-
rungen nach einer sozialen, öffentlich finan-
zierten Infrastruktur verbinden, die Gesund-
heit, Pflege, Erziehung, Bildung und Mobilität 
zu öffentlichen Gütern erklärt. Der Post-Co-
rona-Diskurs hat entdeckt, was feministi-
sche Debatten um die Krise sozialer Repro-
duktion seit Jahren thematisieren. Pflegende, 

sorgende, erziehende und bildende Tätigkei-
ten sind ebenso unterbezahlt wie Jobs in der 
Logistik oder dem Verkehrswesen. Sie wer-
den häufig in prekärer Beschäftigung ausge-
übt, als Frauenarbeit abgewertet und sind in 
der gesellschaftlichen Anerkennungspyra-
mide weit unten platziert. 1.500 Euro Prämie 
für die Beschäftigten in der Altenpflege, wie 
sie der deutsche Arbeitsminister Heil ausge-
lobt hat, sind ein klein wenig mehr als nichts; 
sie bleiben jedoch hinter dem dringend nöti-
gen Systemwechsel in einer Sozialwirtschaft 
zurück, in der gemeinnützige Einrichtungen 
über Löhne konkurrieren müssen.

Gesellschaftlich erforderlich ist sehr viel 
mehr: eine Care-Revolution, die als unabding-
barer Bestandteil einer Nachhaltigkeitsrevo-
lution ebenfalls schon lange überfällig ist. Der-
gleichen ist derzeit nicht einmal ansatzweise in 
Sicht. Selbst dafür, dass der Anerkennungszu-
wachs für Sorgetätigkeiten nach der Corona-
Pandemie anhält und sich für die Beschäftig-
ten auch materiell niederschlägt, gibt es keine 
Gewähr. Im Grunde müsste man den Pflegerin-
nen, Krankenschwestern, Bäckern, Arzthelfe-
rinnen und nicht zuletzt den Landwirten des-
halb raten, etwas äußerst Provokantes zu tun. 
Sie müssten noch während der Pandemie strei-
ken, denn nur der Mangel an lebensnotwendi-
gen Dienstleistungen und Produkten verhilft 
ihnen zu wirklicher (Gegen-)Macht. Auch wenn 
dergleichen nicht geschieht, gilt: Gesellschaf-
ten funktionieren am besten mit einer gut 
ausgebauten sozialen Infrastruktur. Diese In-
frastruktur sollte zu einem bevorzugt finan-
zierten öffentlichen Gut werden. Nicht nur in 
Deutschland, sondern überall in Europa und, 
wie es die Gründungsurkunde der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) fordert, in der gan-
zen Welt. Für eine soziale Infrastruktur, die 
Basisgüter bereitstellt, zu streiten, wäre eine 
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SCHWERPUNKT 
GELD

VINCENT KÖRNER

Wenn Präsidenten von Verbänden, 
deren Zweck in der Durchsetzung von 
Unternehmerinteressen besteht,  
über die Möglichkeit einer kommenden 
Krise reden, dann klingt das so: »Die 
Party ist noch nicht vorbei, aber man 
sollte nahe am Ausgang tanzen.«  
Man hört sogleich, wie sich überall die 
Beschäftigten das Konfetti aus den 
Arbeitsklamotten klopfen und darüber 
nachdenken, wie sie eigentlich diese 
»Party« fanden, die ja nun schon einige 
Jahre läuft und das vor allem ganz gut 
für jene, die sich die Früchte der Produk- 
tion privat aneignen. Und man fragt 
sich, wohin denn eigentlich der »Aus-
gang« führt, von dem hier der Chef  
der Maschinenbaulobby spricht. Der 
Raum dahinter ist groß, es tummeln 
sich darin Forderungen nach »Steuerer-
leichterungen«, nach Senkung der 
Arbeitskosten, nach mehr staatlichem 
Pampern kapitalistischer Wirtschaft. 
Man sieht dort auch Leute gegen die 
Schuldenbremse anrennen, von denen 
man das ganz und gar nicht kennt. Sin- 
neswandel? Womöglich gar nicht.  
Dass die öffentliche Hand in Krisen- 
zeiten der privaten Profitmacherei 
helfend zur Seite springen soll, liegt 
ganz genau nämlich auf der Linie  
jener schon immer vertretenen Inter- 
essen, für die es Verbände gibt, deren 
Präsidenten gern »nahe am Ausgang 
tanzen«. Taktisch betrachtet sollte  
man zwar nicht meckern, wenn die 
eigene Front wächst. Aber es wäre  
klug, bei der Musik auf dieser zu Ende 
gehenden »Party« ganz genau hin- 
zuhören. 

MURX

Über die Runden kommen
Die einen »machen« angeblich Geld, die anderen müssen damit auskommen

KATHRIN GERLOF

V
ierhundertvierundzwanzig 
Euro beträgt gegenwärtig der 
Regelsatz beim Arbeitslosen-
geld II, kurz Hartz IV genannt. 
Wer damit einen Monat lang 
über die Runden kommt, muss 

mit Geld umgehen können. Besser wahrschein-
lich als die meisten jener Menschen, die über 
viel mehr beziehungsweise sehr viel Geld ver-
fügen. 

Die Kompetenz im alltäglichen Umgang mit 
Geld misst sich an der Fähigkeit, mit wenig aus-
zukommen. Dafür muss man nicht wissen, wo 
Geld herkommt, wie es geschöpft wird, und 
unnütz wäre wohl auch, zu wissen, wie es ver-
mehrt werden kann. Man hat ja nichts, was sich 
vermehren ließe. 

Der hohen Kompetenz der Ärmeren und Ar-
men im Umgang mit Geld wird wenig Bedeu-
tung beigemessen, stattdessen sind wir fas-
ziniert von jenen, die »Geld machen«. Schon 
diese Wortverbindung zeigt, wie dissonant un-
ser Verständnis vom Geld ist. Diejenigen, die 
im Alltagsverständnis Geld machen, tun al-
les Mögliche – ausbeuten, zocken, klug oder 
riskant anlegen, der Steuer entfliehen, Oasen 
nutzen, Mehrwert schöpfen und in Rendite 
umwandeln, leistungslose Einkommen ver-
prassen oder in Dinge investieren, die ob ih-
rer dadurch erzeugten Knappheit ungeheure 
Wertsteigerung erfahren – nur machen sie 
kein Geld. 

Geld stinkt oder stinkt nicht – auch da sind 
wir uns nicht einig. Es gilt als Gleichmacher, 
weil man vergleichen kann. Wer hat wie viel? 
Das sind dann Zahlen und die können ja be-
kanntlich nicht lügen. Kennen wir die Zahlen, 
wissen wir um die Unterschiede. Und dann ist 
Schluss mit der Gleichmacherei. 

Für Geld lässt sich alles kaufen. Das Poesieal-
bum redet von Liebe und Gesundheit und Din-
gen, die angeblich nicht käuflich sind, aber der 
Beweis steht aus. 

Adam Smith hat die Geldwirtschaft ein of-
fenkundiges und einfaches System natürli-
cher Freiheit genannt. Das gilt in Zeiten der 

Finanzwirtschaft wohl so nicht mehr. Zumin-
dest, was das Einfache anbelangt. Und über die 
Freiheit wäre zu reden. Denn wenn sie mit Geld 
verrechnet wird, verliert sie ihren Wert. Das 
klingt paradox, ist es aber nicht.

2,16 Billionen Euro liegen laut Bundesbank 
auf gering verzinsten Sparkonten, dazu kom-
men rund 208 Milliarden Euro Bargeld in 
Strümpfen und unter Federkernmatratzen. In 
einer Untersuchung bestätigte sich, was längst 
bekannt ist: Die Deutschen sparen gern und sie 
sparen vermeintlich falsch. Also risikolos, was 
heutzutage renditelos bedeutet. Die Zinsen …

Theoretisch sei es so, sagt die Studie: Inves-
tierten die deutschen Sparer*innen nur die 
Hälfte ihrer Geldreserven in deutsche Aktien, 
könnten sie den gesamten Aktienbestand aller 
im Aktienindex DAX gelisteten Unternehmen 
kaufen. Dann wären sie sozusagen im Besitz ei-
nes »nennenswerten Anteils des Produktivver-
mögens ihres Landes«. 

Lässt sich der Kapitalismus so einfach zum 
Guten wenden? Indem wir unsere Sparkonten 
plündern? Und was wäre dann mit denen, die 
zwar am besten von uns allen mit Geld umge-
hen können, aber keins haben? Vor allem aber: 
Warum sollten wir die Aktien von Unterneh-
men kaufen, gegen die »Fridays for Future« 
protestiert, weil sie uns sozusagen den Boden 
unter den Füßen verzehren? Wer heute – auch 
als Kleinsparer*in – Rendite haben will, dem 
stehen vor allem jene Bereiche zur Verfügung, 
in die sich zwar zu investieren lohnt, die aber 
auch – wie der letzte Satz in Roman Polanskis 
Film »Tanz der Vampire« sagt – das Böse in die 
Welt bringen. 

Karl Marx hat früh – in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts – erkannt, dass der Mensch 
ist, was er sich mit Geld kaufen kann. Daran 
messen wir seine vermeintliche Stärke, Kom-
petenz, Größe, nicht aber an der Fähigkeit, mit 
wenig oder fast gar nichts auszukommen. Und 
schon gar nicht an dem Versuch, andere Wirt-
schaftskreisläufe zu proben, in denen Tau-
schen und Beitragen an die Stelle des Geldes 
treten. Darüber lächeln wir und der Kapitalis-
mus hat viele Zimmer zur Verfügung, in denen 
sich Leute austoben können, die vermeintlich 

oder tatsächlich gar nicht zum System passen. 
Es überwinden wollen. Gegenwärtig ist es noch 
so, dass er all diese Inseln anderer Ökonomie 
nicht als systembedrohend ansehen muss. 

Die Sorge um unsere Alltagsfähigkeit und 
Erfahrung im Umgang mit Geld ist ungebro-
chen groß. Eine weitere Studie sagt, jede und 
jeder Dritte hierzulande delegiert die Verant-
wortung für Finanzen an Partner oder Part-
nerin. Je höher Bildung und Einkommen aller-
dings sind, desto weniger wird dies delegiert. 
Und im Osten des Landes sind es sogar 37 Pro-
zent (in den alten Bundesländern 28,9 Pro-
zent), die sich auf Partnerin oder Partner ver-
lassen, wenn es um Finanzen geht. Hier ist 
aber auch viel weniger Geld zu »verwalten«, 
das macht im doppelten Sinne frei. Wo wenig 
ist, kann wenig verspielt werden, und wenn die 
Folgen überschaubar sind, lässt sich Verant-
wortung leichter abgeben. 

35 Prozent der Befragten, sagt ein Mei-
nungsforschungsinstitut, finden es sexy, wenn 
jemand Geld spart. Sexappeal und Sparsamkeit 
miteinander zu verknüpfen, dahin muss man 
erst einmal kommen. Bei den jungen Menschen 
sind es sogar 46 Prozent. Finanzielle Sicher-
heit, wird das geschlussfolgert, hat für diese 
Generation einen hohen Wert. Ein gemein-
sames Geldpolster sei eine gute Basis für die 
Partnerschaft und schweiße zusammen. 

Bei der Frage nach der Relevanz von Bil-
dungsthemen setzen 52 Prozent der Befrag-
ten Geld und persönliche Finanzen auf Platz 
eins. Noch vor Gesundheit. »Hauptsache ge-
sund« gilt also nicht unbedingt. Widersprüch-
lich klingt, dass 34 Prozent der Deutschen im 
Notfall keine 500 Euro bezahlen könnten, ohne 
sich zu verschulden (da reicht es schon, wenn 
das Auto nicht durch den TÜV kommt), es aber 
nur 17 Prozent sogenannte Nicht-Sparer*innen 
gibt. Wobei: Was heißt schon sparen? 

Wer mit 424 Euro monatlich auskommen 
muss, ist von den Jobcentern trotzdem ange-
halten, für den Notfall vorzusorgen. Das klingt 
verrückt und könnte zugleich ein Beweis da-
für sein, dass die Gesellschaft denen, die we-
nig Geld haben, mehr Kompetenz im Umgang 
damit zutraut als jenen, die darin schwimmen. 
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SCHWERPUNKT 
BEDÜRFNISSE

VINCENT KÖRNER

Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung soll, so will es das Gesetz, 
»keine Empfehlungen für bestimmte 
wirtschafts- und sozialpolitische Maß- 
nahmen aussprechen«. Also tun es  
die Mitglieder umso lauter in ihren 
medialpolitischen Nebenrollen als 
»Wirtschaftsweise«. Dass in dem Wort 
nicht unbedingt »jemand, der weise  
ist« (Duden) stecken muss, sondern da- 
mit jemand gemeint sein kann, der  
eine bestimmte Wirtschaftsweise bevor- 
zugt, demonstriert vor allem der Chef 
des Gremiums gern. Verteilungspoliti-
schen Ideen des SPD-Vorsitzenden 
Norbert Walter-Borjans entgegnete 
Christoph Schmidt, Steuererhöh- 
ungen seien schlecht, weil »Leistungs-
träger« entmutigt würden, besser  
sei ohnehin, für die Unternehmen die 
»Belastungen« zu verringern – von 
wegen Steuerwettbewerb. So weit, so 
gut bekannt und schlecht begründet. 
Schmidts an den SPD-Chef gerichtete 
Frage (»Ist es besser, einen beschei- 
denen Teil von einem großen Kuchen  
zu erhalten – oder einen etwas größe-
ren Teil von einem kleineren Kuchen?«) 
stammt aus dem Poesiealbum der 
Status-quo-Verherrlichung und steht 
dort gleich neben der »Weisheit«,  
laut der die steigende Flut alle Schiffe 
heben werde. Warum man daran nicht 
kritiklos glauben sollte, wird klar, wenn 
man statt auf Teile des Kuchens darauf 
blickt, wie die »ganze Bäckerei« funktio- 
niert. Ja, auch das stammt aus einem 
Poesiealbum, dem der Linken nämlich. 
Aber nicht alles, was dort drinsteht,  
ist genauso Murx wie Empfehlungen 
eines Wirtschaftsweisen in Dauerver-
beugung vor einer bestimmten Wirt-
schaftsweise.

MURXDas erste Bedürfnis
Dumme Konsumenten, böse Kapitalisten? Wir sollten anders über Bedürfnisse reden

TOM STROHSCHNEIDER

E
in Staat, der sich als revolutionär 
versteht, muss zu seinem ersten 
Bedürfnis die Kritik der Bedürf-
nisse machen. Aber so lange Lei-
tung vorwiegend von oben nach 
unten Strom führt, wird das Ver-

dikt immer wieder gerade auf neue Bedürf-
nisse fallen.« Heiner Müller hat das 1977 ge-
schrieben, in einem Text über Thomas Brasch 
und die DDR unter der Überschrift: »Wie es 
bleibt, ist es nicht«. 

Kann es aber etwa heute, wo der Staat sich 
ganz anders versteht, so bleiben, wie es ist? 
Oder so gefragt: Was ließe sich aus Müllers Kri-
tik an vergangenen Verhältnissen, in denen 
die Befreiung vieler Bedürfnisse auch bloß fal-
sches Versprechen geblieben ist, für die Zu-
kunft lernen? 

Zunächst einmal und vor allem, dass über in-
dividuelle Bedürfnisse und ihr gesellschaft-
liches Sein anders gesprochen werden sollte, 
statt stets von der falschen Richtung zu kom-
men – von den Verboten her, von deren Kritik 
als angeblich freiheitseinschränkend, von ei-
ner Position aus, die jedes Reden über Bedürf-
nisse sogleich mit dem Vorwurf verstummen 
lassen möchte, hier rede eine irgendwie fal-
sche »Moral«.

Ein Fehler dabei liegt darin, die individuel-
len Bedürfnisse als »gesetzt« oder natürlich zu 
betrachten. Selbstverständlich gibt es Grund-
bedürfnisse, über die gesellschaftlich nicht 
zu verhandeln ist, es sei denn, es geht um die 
Frage, wie sie sich im gesellschaftlichen In-
teresse befriedigen lassen – also nachhaltig, 
friedlich, effizient und gleich. Schon das aber 
stößt auf Probleme, solange diese Bedürfnis-
befriedigung unter kapitalistischen Bedin-
gungen abzulaufen hat. Diese nämlich sorgen 
dafür, dass von nachhaltiger, friedlicher, effi-
zienter und gleicher Befriedigung kaum die 
Rede sein kann. Außerdem entspringt aus die-
sen Verhältnissen etwas, das auf die Bedürf-
nisse selbst zurückschlägt und sie verändert.

»Du jammerst doch nicht über deine alten 
Hosen, wenn sie morsch und kaputt sind, du 
kaufst neue, davon lebt die Welt«, schreibt 
Alfred Döblin in seinem »Berlin Alexander-
platz«. Das war 1929. Der US-amerikanische 
Ökonom John K. Galbraith hat den Gedanken 
knapp 30 Jahre später in die Form gebracht, 
dass moderne »Konsumgesellschaften« nicht 
bloß Grundbedürfnisse befriedigen, sondern 
zwecks Gewinnsteigerung immer auch arti-
fizielle Bedürfnisse nach zusätzlichen Din-
gen schaffen. Entscheidend daran ist folgen-
der Punkt – in den Worten von Peter Hacks 
gesprochen: »Was für eine produktive Sache 
das ist: Konsumieren.« 

Karl Marx hatte schon in den »Grundris-
sen« auf die widersprüchliche Einheit von 
Produktion, Konsumtion und den ihrer spe-
ziellen kapitalistischen Bewegung entsprin-
genden Bedürfnissen hingewiesen. Die Pro-
duktion liefert »dem Bedürfnis nicht nur ein 
Material, sondern sie liefert dem Material auch 
ein Bedürfnis«, indem sie durch dessen Wahr-
nehmung das Bedürfnis anreizt. Marx hat das 
an einem Beispiel so formuliert: »Der Kunst-
gegenstand – ebenso jedes andere Produkt – 
schafft ein kunstsinniges und schönheitsge-
nussfähiges Publikum.«

Was hier noch unschädlich klingt, ist das 
in toto nicht. Denn auch Feuerzeuge mit Mu-
sik, die allerneuste Hosenmode oder tonnen-
schwere Riesenautos schaffen ein »bedürfen-
des« Publikum. Das Problem an diesen Dingen 
ist nicht bloß, dass sie kaum als nützlich be-
zeichnet werden können und das Bedürfnis 
danach aus ökologischen (Klimakrise) oder 
menschenrechtlichen (moderne Sklaverei) 
Gründen kritisiert werden kann. Hier könnte 
individuelle Vernunft abhelfen, niemand muss 
einen SUV kaufen, aber diese Entscheidung – 
viele würden sogar von »Einschränkung« spre-
chen – bliebe auf den individuellen Wirkungs-
kreis beschränkt. 

Das eigentliche Problem ist ein gesell-
schaftliches, eines, das in der Produktions-
weise selbst steckt. Noch einmal Marx: »Wenn 

es klar ist, dass die Produktion den Gegen-
stand der Konsumtion äußerlich darbietet, so 
ist daher ebenso klar, dass die Konsumtion 
den Gegenstand der Produktion ideal setzt, 
als innerliches Bild, als Bedürfnis, als Trieb 
und Zweck. Ohne Bedürfnis keine Produk-
tion. Aber die Konsumtion reproduziert das 
Bedürfnis.« 

Was könnte darauf folgen? Frank Trentmann 
hat in seinem Buch über die »Herrschaft der 
Dinge«, das ein Buch über Konsum und da-
mit auch über Bedürfnisse ist, gefordert, un-
seren »Lebensstil und seine sozialen und öko-
logischen Folgen« sollten »nicht länger dem 
Geschmack und der Kaufkraft des Einzelnen 
überlassen werden, sondern zum Gegenstand 
ernsthafter Diskussionen von Öffentlichkeit 
und Politik werden«. Das ist richtig, wäre aber 
noch richtiger, wenn man einen Schritt wei-
ter geht. 

Zu reden wäre darüber, wie die Verhältnisse, 
unter denen produziert wird, selbst Bedürf-
nisse produzieren, deren Konsumtion dann 
etwas vollendet, das sogar diese Verhältnisse 
gefährdet. Es sind nicht dumme Konsumen-
ten oder böse Kapitalisten allein, welche »die 
Springquellen allen Reichtums untergraben: 
die Erde und den Arbeiter«. Sondern es ist die 
widersprüchliche Totalität von Produktion und 
Konsumtion. 

Zu reden wäre also darüber in einer Weise, 
die diese Widersprüchlichkeit nicht hinter 
Schuldzuweisungen zum Verschwinden bringt, 
sondern kapiert, dass Kapitalismus nicht etwas 
ist, »das von anderen gemacht wird«. Zu reden 
wäre auch in einer Weise, die nicht bei der Kri-
tik der Bedürfnisse an sich oder der Frage der 
Freiheit des Einzelnen stehen bleibt. Niemand 
kann sich darauf herausreden, seine Freiheit 
»anzuwenden«, wenn das auf den »Verbrauch« 
der Freiheit anderer und auf Kosten des gesell-
schaftlichen Interesses geht. 

Wir könnten also aus Heiner Müllers auf 
falsche Verhältnisse gemünzten Satz »Wie es 
bleibt, ist es nicht« ein Bedürfnis machen: Wie 
es ist, muss es nicht bleiben. 
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SCHWERPUNKT 
CARE

VINCENT KÖRNER

Ein »Bündnis Ökonomische Bildung« 
hat sich unlängst vorgestellt, es geht um 
besseres Wirtschaftswissen und um  
die Frage, was ein eigenes Schulfach für 
dieses Thema bringen könnte. Schon 
länger drängt sich der Gedanke auf, ein 
besserer Stand der ökonomischen 
Allgemeinbildung könnte sehr hilfreich 
sein. Doch wo »Ökonomische Bildung« 
draufsteht, kann auch Murx drinstecken. 
Einer derer, die »maßgeblich am Ent- 
stehen des Bündnisses beteiligt« waren, 
hat das in der »FAZ« auf den Punkt 
gebracht: Wer wenig über Ökonomie 
wisse, sei anfälliger für Populismus, 
heißt es da. Und was kommt als Beispiel? 
Na klar, die Äußerung von Oberjuso 
Kühnert über die Kollektivierung priva- 
ter Firmen. »Ein ökonomisch gebildeter 
Mensch frage sich da sofort, welche all- 
gemeine Konsequenzen Enteignungen 
hätten«, so die »FAZ«. Nun könnte sich 
ein ökonomisch gebildeter Mensch ja 
auch fragen, was dort passiert, wo die 
private Aneignungslogik vorherrscht. 
Oder was mit jener Enteignung ist, die 
wir meist nicht so nennen – die der 
Früchte gesellschaftlicher Arbeit durch 
wenige. Aber dann hätten wohl Banken-
Verbände, Börsen-Lobbyisten und die 
große Ludwig-Erhard-Anhängerschaft 
nicht bei dem Bündnis mitgemacht.

MURX

Spülen mit »Lady Plus«
Care und wie weiter? Technik entlastet Hausarbeit – zieht aber neue Lasten nach sich  

und ändert nichts an Ungerechtigkeiten

KATHRIN GERLOF

K
larer Spitzenreiter ist der 
Staubsaugerroboter. Er erspart 
im Schnitt ganze 156 Stunden 
im Jahr – immerhin fast eine 
ganze Woche, die man sonst 
mit dem Schieben des norma-

len Hand- oder Bodenstaubsaugers verbrin-
gen würde.« 

Das »HauseigentümerMagazin« macht 
schmackhaft, was allen gefällt: Zeitersparnis. 
Egal, wofür die 156 Stunden am Ende drauf-
gehen, der Staubsaugerroboter ist erst einmal 
ein großes Versprechen. Und die Allzweck-Kü-
chenmaschine, dreimal in der Woche zum Ko-
chen benutzt, spart 80 Prozent Energie und 
25 Stunden aufs Jahr gerechnet. Sind schon 
181 Stunden. Nehmen wir in einem moder-
nen Haushalt vielleicht noch Siri oder Cortana 
hinzu, die der Hausarbeitenden als digitale Se-
kretärin dienen können (passend nur mit weib-
licher Stimme ausgestattet), kommen gewiss 
noch mehr Stunden zusammen.

Seit den 1920er Jahren – das 19. Jahrhundert 
war das der Dienstmädchen – gilt das Verspre-
chen, dass der technische Fortschritt die Haus-
arbeit einfacher, hygienischer und professio-
neller macht. Vor allem aber, dass er Zeit spart. 
Die dann zum Beispiel für Fürsorge, emotio-
nale und kommunikative Arbeit genutzt wer-
den könne. Oder heute für die bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf sorge. Das klingt 
schon besser in einer europäischen Welt, in der 
der Anteil der Männer, die täglich Hausarbeit 
verrichten, bei 34 Prozent liegt (in Deutschland 
29 Prozent). Bei Frauen sind es 79 Prozent. Von 
hier bis zum Gender Pay Gap ist es kein großer 
Gedankensprung. 

Viele Feministinnen hingegen vertreten die 
Meinung, dass technischer Fortschritt, der Ein-
zug hält in Küchen, Hauswirtschaftsräume und 
Besenkammern, am Ende mehr Zeit kostet, 
weil gleichzeitig die Standards, also Ansprü-
che steigen. Der kollektive Waschtag wird er-
setzt durch tägliches Wäschewaschen. Bereits 

in den 1970er Jahren stellte der Professor für 
Organisation und Personalwirtschaft, Ernst 
Zander, Studien vor, die das unterlegten: hö-
herer technischer Standard, höhere Ansprü-
che, keine Zeitersparnis.

Die Expertin für Technikgeschichte, Martina 
Heßler, veröffentlichte 2001 das Buch »Mrs. 
Modern Woman«, in dem sie beschreibt, dass 
der Haushalt mit fortschreitender Industri-
alisierung stärker politisiert und Gegenstand 
staatlichen Interesses wurde, indem die Aus-
wirkungen individueller Haushaltsführung 
auf die Volkswirtschaft betont wurden. Das 
»liebevolle Heim« galt als Grundlage einer ge-
sunden Gesellschaft. Dies und die Revolution 
verdanken wir dem Bürgertum, das ein neues 
Weiblichkeitsideal in die Welt brachte, dem 
sich auch die Arbeiterklasse nicht verschlie-
ßen konnte. Schließlich mussten die Männer 
in die Fabriken.

All dem war der durch die Industrialisie-
rung vollständige Wandel der Familienwirt-
schaft als vorherrschender Produktions- und 
Lebensweise vorausgegangen, Produktion 
und Reproduktion erschienen da noch als 
kaum auseinanderzuhaltende Einheiten. Mit 
der Industrialisierung und der Veränderung 
der Produktionsformen ging eine Neuauftei-
lung männlicher und weiblicher Arbeitsberei-
che einher. Wohn- und Arbeitsort wurden ge-
trennt – außerhäuslich wurde Geld verdient, 
innerhäuslich fand Reproduktionsarbeit statt, 
die aber nicht Arbeit genannt wurde und wenn 
doch, dann wohnte dem Wort das »unentgelt-
lich« sozusagen inne. 

Die durch Haushaltstechnisierung gewon-
nene Zeit – vor allem zwischen den beiden 
großen Kriegen hielt elektrische Haushalts-
technik Einzug in die Küchen – sollte in liebe-
volle Fürsorge für Mann und Kinder investiert 
werden. Die Entlastung, die Technik zweifels-
ohne brachte, zog also andere Lasten nach 
sich. Was definitiv nicht mit ihr einherging, 
war eine Neubewertung der Geschlechterver-
hältnisse. Haushaltstechnik galt zwar als In-
dikator für Modernität, gar für Kulturniveau 

und auf jeden Fall für Lebensstandard, trug je-
doch nicht, wie die Wissenschaftlerin Irmhild 
Kettschau schrieb, zu einer Professionalisie-
rung und Aufwertung der Hausarbeit bei, son-
dern verschleierte und machte sie letztlich un-
sichtbar. 

Wenn Geräte waschen, kochen, saugen, küh-
len, ist der Rest ein Kinderspiel. Und wenn der 
Taylorismus – also die wissenschaftliche Ar-
beitsorganisation – auch die Haushaltsführung 
dominiert, führt dies zu großen Produktivitäts-
steigerungen. Effizienzsteigerung wurde zum 
Zauberwort, die berühmte »Frankfurter Kü-
che«, 1926 entwickelt von der Wiener Archi-
tektin Margarete Schütte-Lihotzky, war ein 
6,5 Quadratmeter kleines Wunder modernster 
Haushaltsführung und neuen Bauens. Haus-
arbeit ließ sich in Tabellen und Bewegungsab-
läufe rastern und somit standardisieren. Die-
ser Küche konnten Frauen nur noch schwer 
entkommen. Und der Kühlschrank – eines der 
Haushaltsgeräte mit den größten Auswirkun-
gen auf Konsumverhalten – sorgte dafür, dass 
sie auch nicht mehr täglich das Haus für Ein-
käufe verlassen mussten.

Die nun stattfindende technische Revolu-
tion, die digital genannt wird, ändert an vor-
handenen Rollenmustern, Zuschreibungen, 
Gender-Ungerechtigkeiten erst einmal nichts. 
Auch nicht daran, dass der nicht sichtbare Teil 
des Eisbergs – die unentgeltliche Care-Arbeit 
– jede Gesellschaft trägt und am Laufen hält 
und diese Arbeit weltweit zum überwiegen-
den Teil von Frauen erbracht wird. Stattdes-
sen haben wir es in vielerlei Hinsicht mit der 
Fortschreibung vorhandener Rollenstereo-
type zu tun. Virtuelle Sprachassistenten, die 
uns sagen, wie morgen das Wetter wird und 
die Mitnahme eines Regenschirms empfeh-
len, sprechen mit weiblicher Stimme. Watson 
und Einstein heißen künstliche Intelligenzen, 
wenn sie der Bewältigung komplexer Prozesse 
dienen. Vor noch nicht allzu langer Zeit gab es 
Spülmaschinen mit dem Namen »Lady Plus«, 
heute werden die hilfsbereiten Damen Siri und 
Alexa genannt. 
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SCHWERPUNKT 
REGIONALISIERUNG

VINCENT KÖRNER

Für den Bundeswirtschaftsminister ist 
die wirtschaftspolitische Lage hierzu-
lande eine Erfolgsgeschichte. Peter Alt- 
maier muss das so sehen, immerhin 
steht der Mann jenem Ressort vor, des- 
sen Arbeit von solchem Selbstlob hell 
angestrahlt wird. »Seit mehr als einem 
halben Jahrhundert«, so wird aus einer 
Bundestagsrede des CDU-Politikers ge- 
meldet, befinde sich »Deutschland in 
einem Aufschwung«. Also seit mindes-
tens 1970. Wer nun überlegt, wo man 
selbst in dieser Erfolgsgeschichte vor- 
kommt, sollte sich vorsehen. Denn: 
»Pessimisten schaden Deutschland«, 
findet jedenfalls Altmaier, der damit 
»die negative Haltung gegenüber den 
Wirtschaftsentwicklungen« kritisie-
ren möchte. Nun ist es in der Tat wenig 
hilfreich, alles von der schlechten Seite 
aus zu betrachten. Aber könnte es nicht 
auch sein, dass eine durch negative 
Aussichten bestimmte Haltung vor allem 
auf eines gründet: Erfahrung? Was Alt- 
maier in seiner Bemerkung zum Jahres- 
wirtschaftsbericht 2020 nämlich zum 
Verschwinden bringt, ist genau das: Wem 
ist in welchem Maße dieser Aufschwung 
zugutegekommen? Dass die Kennziffern 
zur Ungleichheit etwa der Einkommen 
hierzulande nicht mehr ganz so weite 
Klüfte zwischen oben und unten 
beschreiben, kann nur für eine Erfolgs-
geschichte halten, wem es schon reicht, 
dass der Graben nicht breiter wird. Oder 
schauen wir auf ökologische Krise, 
Unterschiede zwischen Regionen, die 
globalen Folgen des deutschen Auf-
schwungs. Darüber mit einer Anklage 
gegen »Pessimisten« hinwegzugehen, 
ist vor allem eines: Murx. 

MURX
Die Möglichkeit des Umbaus
Soziale, ökologische und ökonomische Veränderungen werden in Regionen konkret. In 

welche Richtung es geht, hängt von uns ab

TOM STROHSCHNEIDER

W
ie gut die Menschen in der 
Bundesrepublik am gesell-
schaftlichen Leben teil-
haben können, hängt von 
vielen Faktoren ab – sozi-
aler Lage, Einkommen, Bil-

dungschancen, freier Zeit und vielem mehr. Zu 
einem beträchtlichen Teil ist das aber auch eine 
Frage des Wohnorts. 

Wer in prosperierenden Regionen lebt, das 
zeigte unlängst eine Studie des Berlin-Insti-
tuts, schätzt auch seine persönliche Lager op-
timistischer ein. Wo Perspektiven fehlen, wo 
der Eindruck eines chronischen Niedergangs 
sich verfestigt, wo die Quoten von Sozialleis-
tungsempfängern höher, die Einkommen nied-
riger, das Internet langsam und der nächste 
Arzt oder Supermarkt weit weg ist, entsteht 
hingegen ein Gefühl, abgehängt zu sein. 

Der Befund ist weder überraschend noch neu. 
Aber gerade weil das Problem ungleicher regi-
onaler Entwicklungen schon so lange bekannt 
ist, stellen sich ein paar grundlegende Fragen. 
Was sind die systemischen Motoren für das 
Auseinanderklaffen regionaler Entwicklung? 
Was haben die seit einiger Zeit wieder viel be-
klagten ungleichwertigen Lebensverhältnisse 
mit der Politik öffentlicher Finanzierung, mit 
der Logik wirtschaftlicher Förderung, mit Di-
gitalisierung und Strukturwandel zu tun? Und 
welche alternativen Konzepte gibt es?

Als vor 20 Jahren ein Sammelband aus dem 
Umfeld des damals noch recht neuen rot-rot-
grünen Denkens erschien, machte man sich be-
reits Gedanken über »Regionale Krisen und die 
Suche nach Auswegen«. Solche Überlegungen 
hatten schon seinerzeit ihre Vorläufer, man 
blickte zurück auf in den 1970er Jahren ein-
setzende Krisen von Regionen etwa im Ruhrge-
biet oder an der westdeutschen Küste, die sich 
zuvor zu den prosperierenden zählen konnten. 
Mit Beginn der 1990er Jahre trat die Frage auf 

die politische Bühne, was denn nun mit den 
versprochenen »blühenden Landschaften« im 
Osten werde, wo trotz vieler Fördergelder die 
Aufholjagd zum Westen nicht recht gelingen 
wollte.

Nun liegt gerade hier womöglich ein Knack-
punkt der ganzen Diskussion: So, wie der »Auf-
bau Ost« als Nachbau West konzipiert war, also 
wenig Räume ließ für alternative Entwick-
lungspfade, so blieben meist auch Anstrengun-
gen zur Stabilisierung von Wirtschaft und Be-
schäftigung in anderen sozial-ökonomischen 
Absteiger-Gegenden in alten Gleisen gefangen. 
Alternative Ansätze, die etwa ein »Gegenbild 
zur Strategie weltmarktorientierter Moderni-
sierung« zeichnen, blieben entweder Mangel-
ware oder recht wirkungslos. Auch alternativ-
ökonomische Entwicklungsideen, bei denen 
kleinteilig-dezentrale Reformprojekte in eine 
übergreifende Perspektive weiterreichender 
Strukturreformen des Produzierens und Kon-
sumierens insgesamt verknüpft werden, haben 
dieses Schicksal geteilt. 

Das mag einerseits mit der Wirkmächtigkeit 
von Diskursen zu tun haben, die zu einer Fi-
xierung auf marktförmige Lösungen des Un-
gleichheitsproblems zwischen den Regionen 
führen, und bei denen es mehr um Rentabili-
tätsfragen geht als um gesellschaftliche Ge-
brauchswerte. »Regionale Entwicklungen er-
scheinen als Abfallprodukt vom Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes, soweit sich Regionen, 
Städte und Dörfer hinreichend bemüht haben, 
ein günstiges Klima für umherschweifende In-
vestoren zu schaffen«, so beschreibt es Lutz 
Brangsch in dieser Ausgabe.

Andererseits wird man nicht umhinkom-
men, auch auf das zu geringe Interesse linker 
Politik an dem Thema zu verweisen. Regional-
politisches Denken schien zu lange für viele 
im Niemandsland zwischen lokaler Unmittel-
barkeit von alternativen Aktionsformen und 
den großen Welt- oder Systemfragen zu lie-
gen. Wenn nun in Zeiten großer politischer 

Polarisierung, sozialer Umwälzungen, eines 
wirtschaftlichen Strukturwandels, der die 
Ausmaße einer »großen Transformation« an-
nimmt, sowie im Lichte des Aufstiegs rechter 
Kräfte die Debatte über »abgehängte Regio-
nen« wieder lauter wird, liegt darin auch eine 
Chance, diese Scharte auszuwetzen.

Von einer Chance ist auch deshalb zu spre-
chen, weil sich ideologische Raster in Auflö-
sung befinden, an denen alternative Vorstel-
lungen in der Vergangenheit allzu schnell 
zerschellten. Die Finanzierungsbedingun-
gen von Regionen werden heute im Schatten 
der weitgehenden Kritik an einem radikalen 
Schuldenbremsen-Denken anders geführt. Die 
Debatte über die Infrastrukturprobleme hat 
nicht nur eine breite Koalition der Investitions-
befürworter entstehen lassen, sondern auch 
das Augenmerk auf die Frage gelenkt, was da 
eigentlich und für wen entstehen, repariert, sa-
niert werden soll. Die Klimakrise hat den Fokus 
auf Fragen gesellschaftlicher Gebrauchswerte 
gelenkt, auf die Voraussetzungen von Gesell-
schaftlichkeit – und die werden in Regionen 
nicht nur geprägt, sie prägen umgekehrt auch 
die Regionen. Auch sind die Stimmen lauter ge-
worden, die dem Aberglauben des »Der Markt 
wird es schon richten« eine neue Idee von de-
mokratischem Gemeinwohl entgegensetzen. 

Zusammengenommen liegen hier Möglich-
keiten beieinander, in denen auch die Chance 
auf grundlegende, an sozialen, demokratischen 
und ökologischen Zielen ausgerichtete Trans-
formationen enthalten ist. Wer so weit kommen 
will, muss trotzdem unter den schon gegebenen 
Bedingungen loslaufen. Nicht alles davon ist 
ein roter Teppich. Also rücken regionalpoliti-
sche Fragen in den Blick, auch die bestehen-
den Grenzen, die alternative Wege abschnei-
den. Aber, und hier sei noch einmal Brangsch 
zitiert: »Der sozialökologische Umbau wird in 
Regionen konkret, in der im Wortsinn mate-
riellen Veränderung der Lebensweise. In den 
Regionen zeigt sich die Realität des Umbaus.« 
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SCHWERPUNKT 
LINKE 
WIRTSCHAFTSPOLITIK II

SVENJA GLASER

Man kann den Erfolg eines politischen 
Eingriffs in die private Aneignungslogik 
an der Lautstärke der Proteste derer 
bemessen, die um einen Teil ihres bis- 
herigen Renditetums fürchten. Dass 
geplant ist, daraus einen offiziellen Indi- 
kator zu machen, der das interessege-
leitete Krakeel in »Lompscher« darstellt, 
können wir nicht bestätigen. Aber  
die Berliner Senatorin würde sich als 
Namensgeberin eignen, schon länger 
hat niemand mehr so erfolgreich Miet- 
haie, Martkfanatiker und andere 
Profiteure des Status quo zur Weißglut 
gebracht – mit dem Mietendeckel.

Aktuell lärmt das private Aneignungs- 
interesse bei etwa 6 bis 7 »Lompscher«, 
wobei man wissen muss, dass 1 »Lomp-
scher« bei zurückhaltendem Rumop-
pern wirtschaftsliberaler Clanstruktu-
ren erreicht wird, »10 Lompscher« 
hingegen als Maximum dann ausschla-
gen, wenn die vollständige Demokra- 
tisierung der Produktion ausgerufen ist. 
Allerdings gibt es auch Widerstände 
gegen sozial und ökonomisch sinnvolle, 
obendrein parteiübergreifend beliebte 
Maßnahmen wie den Mietendeckel, bei 
denen das »Lompschermeter« nicht 
wirkt. Zum Beispiel Hilfe der Art, dass 
ein Berliner CDU-Mann bei seinem 
Staatssekretär-Parteifreund ein Gut- 
achten bestellt, mit dem dann ordent-
lich gegen den Mietendeckel Stimmung 
gemacht werden kann. Der nämliche 
Staatssekretär ist übrigens jener Marko 
Wanderwitz, der jetzt für solche 
Manöver mit dem Amt des Ost-Beauf-
tragten ausgezeichnet wurde, nach- 
dem sein Vorgänger über Thüringen 
stolperte. Wanderwitz machte sich 
sogleich dadurch beliebt, seine Überpar-
teilichkeit fallen zu lassen, um gegen 
die Linkspartei in Thüringen zu schie- 
ßen. Die war not amused, was man  
an heftigen Ausschlägen eines weiteren 
neuen Indikators ablesen konnte:  
Die Werte gingen hoch bis »7 Ramelow«.

MURX

Die anderen Strophen
Der Boden, auf dem Richtungsfragen der Wirtschaftspolitik diskutiert werden, hat sich 

verändert. Sind die Linken auf der Höhe der Zeit?

TOM STROHSCHNEIDER

S
eit den 1970er Jahren, so hieß es 
vor über 15 Jahren in einem Sam-
melband, »dominiert eine ange-
botstheoretische, neoliberale 
Konzeption die Wirtschaftspoli-
tik. Es gab zwar eine kritische Be-

gleitung dieser Entwicklung durch keynesia-
nisch-marxistisch orientierte Ökonomen und 
Vorschläge für eine linke, an den Interessen 
der Lohnabhängigen orientierte Wirtschafts-
politik. Die nahezu übermächtige neokonser-
vative Hegemonie ist durch diese hartnäckige, 
geduldige Organisation von Gegenöffentlich-
keit aber kaum aufgeweicht worden.«

Die in dem Buch versammelten Beiträge hat-
ten natürlich genau dieses Ziel: das, was da als 
»übermächtige neokonservative Hegemonie« 
bezeichnet wurde, aufzuweichen, Raum für Al-
ternativen zu schaffen, politische Möglichkei-
ten für wirtschaftspolitische Kursänderungen 
auszuloten. Wer an solchen Zielen weiterhin 
festhält, bewegt sich heute in einem deutlich 
veränderten Umfeld. 

Nicht dass die Bauchredner der Kapitalin-
teressen weniger geworden sind. Auch der 
Verschleierung von sozialen Widersprüchen 
hinter Wortphrasen wie »soziale Marktwirt-
schaft« wird weiterhin großes Bemühen ge-
schenkt. Und doch wäre es auch aus kritischer 
Perspektive falsch, nicht das zur Kenntnis zu 
nehmen, was man »Aufweichung« nennen 
könnte: tragende Pfeilern des links gern so 
genannten »Neoliberalismus« wackeln.

Ein Beispiel dafür ist die Diskussion über 
staatliche Finanzierung, Schuldenbremse und 
Schwarze Null. Das Feld derer, die auf die Not-
wendigkeit milliardenschwerer Investitionen 
hinweisen und die ökonomische Unsinnigkeit 
von rein ideologisch begründeten Budgetres-
triktionen kritisieren, hat deutlich zugenom-
men. »Eine staatliche Kreditaufnahme ist 
ökonomisch sinnvoll, wenn die zusätzlichen 
Finanzmittel für zielgerichtete öffentliche In-
vestitionen genutzt werden«, so formuliert der 
Mannheimer Professor für Makroökonomik 

Tom Krebs den neuen Konsens. Dieser wird 
heute nicht nur von »Top-Ökonomen« getra-
gen, sondern greift ins Parteipolitische über. 
Mit dem Ruf, ein besonders strenger Sparhan-
sel zu sein, macht heute niemand mehr Wahl-
kampf. 

Ein zweites Beispiel ist die Debatte über 
eine Eigentumsordnung, die offenkundig un-
erwünschte Folgen hat. Es ist ja nicht nur so, 
dass man Leute, die angesichts des Mietende-
ckels in Berlin ganz laut »DDR« rufen, kaum 
noch ernst nehmen kann. Heute finden sich 
zum Beispiel für eine Enteignung großer Woh-
nungskonzerne inzwischen auch Mehrheiten 
in Wählergruppen, von denen man das bisher 
nicht kannte – sogar unter Anhängern von 
Union und FDP in Berlin. Was hier zum Aus-
druck kommt, sind mindestens tiefe Risse in 
der alten »Hegemonie«. 

Ein drittes Beispiel für den veränderten Bo-
den, auf dem sich linke wirtschaftspolitische 
Debatten bewegen, hat mit der Klimakrise 
zu tun. Auch da gibt es weiterhin die Minder-
heit der lauten Leugner einer unabweisbaren 
Wahrheit, die zur Tat zwingt. Aber im Grunde 
geht es längst und »nur noch« darum, ob man 
eher auf Marktinstrumente setzt, ob grüner 
Kapitalismus zumindest als Ad-hoc-Variante 
zur Eindämmung der Krise beitragen kann, 
oder ob man schon gleich und deutlich darü-
ber hinausgehen sollte, ja müsste: von wegen 
Systemtranszendenz.

Wenn hier behauptet wird, dass sich die Vo-
raussetzungen der Debatte über gesellschaft-
liche Richtungsfragen gewandelt haben, 
dann geschieht dies dennoch in skeptischer 
Absicht: Die Frage ist nämlich, ob die Linken 
unterschiedlicher Couleur auch auf der wirt-
schaftspolitischen Höhe dieser Veränderun-
gen sind. Die ist nämlich noch nicht schon da-
durch erreicht, dass man ab und an ausspricht, 
die Probleme hätten etwas mit dem Kapitalis-
mus zu tun.

Linke Wirtschaftspolitik klingt allzu häu-
fig noch wie Lied, das nur eine Strophe kennt: 
Umverteilung von Einkommen und vorhan-
denem Vermögen. Damit lassen sich zwar 

Ungerechtigkeiten angehen, die niemals ak-
zeptiert werden können. Aber es ist eine re-
parierende Logik, keine gestaltende. Es sollte 
auch und vor allem darum gehen, wie sich die 
Bedingungen der Produktion, die Richtung von 
Produktivkraftsteigerungen, wie sich die Ver-
teilung gesellschaftlicher Arbeit und die von 
deren Resultaten gestalten soll. 

Solche Fragen sind nicht bloß etwas für 
den Marx-Lektürekurs, sondern sie werden 
möglicherweise schon bald auf dem Tisch lie-
gen, dann nämlich, wenn »neue linke Mehr-
heiten« tatsächlich zusammenkommen. Was 
dann? Klebt man dann einzelne sozial- und 
wirtschaftspolitische Forderungen zu einem 
Kompromiss zusammen, mit dem alle irgend-
wie leben können? Oder strebt man einen polit-
ökonomischen Minimalkonsens der konkreten 
Schritte an, der unterschiedliche Ziele, unter-
schiedliche Veränderungshorizonte und kon-
kurrierende Interessen kooperativ verbindet, 
dabei so konkret wie möglich Schritte des 
Wandels definiert, und doch den Korridor für 
das offen hält, was eben erst »beim Gehen« ge-
funden werden kann: Erfahrungen zum Bei-
spiel?

Was man sich wünscht: eine tiefer gehende 
Debatte über die Frage, was es eigentlich hieße, 
Instrumente gesellschaftlicher Planung, Ein-
griffe in Eigentumsrechte, demokratisch mit-
bestimmten ökonomischen Wandel nicht nur 
zu wollen, sondern auch durchzusetzen. Da-
bei ginge es dann auch, aber eben nicht nur um 
Fragen politischer Mehrheiten, sondern vor al-
lem um industrie- und strukturpolitische Ant-
worten, um die Widersprüche transformativer 
Ansätze, um den Raum und die Evaluation von 
ökonomischen Experimenten. 

Der Sammelband, von dem eingangs die 
Rede war, trug den Titel »Linke Wirtschafts-
politik«. In den rund 300 Beiträgen zur Stra-
tegiedebatte der Linkspartei, die hier stellver-
tretend für das Aufzuholende genannt wird, 
taucht der Doppelbegriff eher selten auf. Das 
muss, und hier sind dann SPD, Gewerkschaf-
ten, Grüne und solidarische Zivilgesellschaft 
mitgemeint, aber nicht so bleiben.
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SCHWERPUNKT 
DORF

KIM SCHRÖTHER

Normalerweise regen wir uns an dieser 
Stelle über besonders laute Bauchred- 
ner*innen des Kapitals auf, über haar- 
sträubende Entscheidungen oder 
besonders fiese Profiteure der herr-
schenden Umstände. Aber was ist  
schon normal in Corona-Zeiten? Es ist  
ja nicht so, dass wir die Solidarität in 
der Nachbarschaft übersehen, oder dass 
plötzlich anders über »systemrele-
vante« Arbeit gesprochen wird, auch 
wenn eigentlich »gesellschaftsrele-
vante« gemeint ist. Aber es ist eben auch 
so: Die Corona-Krise ist geradezu ein 
»Fest der Kenntlichkeit« dieser Gesell-
schaft, so viel Murx, da können wir  
nur noch aufzählen. Unsere Liste ist 
ausgedruckt etwa vier Kilometer  
lang, sie beginnt mit: Politiker, die 
Ältere sterben lassen würden, um  
»die Wirtschaft« zu retten … Großkon-
zerne mit dickem Profitpolster, die  
jetzt keine Ladenmiete mehr zahlen 
wollen … Regierungen, die anderen 
Staaten Schrott-Medizin senden, um 
sich als Helfer zu inszenieren …  
Private Klinikkonzerne, die ausgerech-
net jetzt Kurzarbeit beantragen … 
Zeitungen, die meinen, es zähle wegen 
Corona »nur noch«, was »wichtig für  
das Überleben von Mensch und Gesell-
schaft« ist. Nur noch … Händler, die  
den allgemeinen Klopapier-Wahnsinn 
ausnutzen, und mit angezogenen 
Preisen davon auch noch profitieren … 
Politiker, die bisher durch Nichtstun 
aufgefallen sind, und jetzt der Bundes-
regierung vorwerfen, nicht rechtzeitig 
reagiert zu haben …

MURX

Die Welt als Dorf
… und das Dorf als eine ganz eigene Welt. Über Lokales und Globales in Zeiten von Corona

DAVID PFEIFFERS

S
eit der Londoner Schau von 1851, 
dieser Hinweis ist Wolfram Kai-
ser zu verdanken, haben Welt-
ausstellungen den Anspruch 
verfolgt, die Welt als Dorf vorzu-
führen. Eine lokal komprimierte 

Variante des Globalen, eine möglichst maß-
stabsgetreue Miniaturversion des Großen im 
Kleinen. Dabei ging es aber nicht bloß um das 
Abbild einer neuen, damals beginnenden Zeit 
von Weltverkehr, Weltkommunikation und 
Weltgesellschaft, sondern auch um die Akti-
vierung einer Entwicklung, die heute Globali-
sierung genannt wird. 

Besucht von einem lokalen, regionalen, na-
tionalen wie internationalen Millionenpubli-
kum, boten die Weltausstellungen die Möglich-
keit, »Formen einer zukünftigen Massen- und 
Weltgesellschaft« zu erproben, wie es Alexan-
der C. T. Geppert einmal formuliert hat. Dass 
dabei eurozentristische Perspektiven vor-
herrschten, dass dieses Publikum sozial sehr 
unterschiedliche Chancen hatte, »die Welt im 
Dorf« überhaupt zu sehen, ist natürlich richtig. 

Aber schon für die Londoner Ausgabe von 
1851 waren sechs Millionen Eintrittskarten 
verkauft worden, die Pariser Weltausstel-
lung von 1900 kam auf runde 50 Millionen 
Besucher*innen. Überliefert ist die Geschichte 
eines Waisenjungen aus dem ländlichen US-
Bundesstaat Tennessee, der 1.000 Kilometer 
per Anhalter mit Kutschen nach Philadelphia 
gefahren sein soll, um dort einen Sommer lang 
Aushilfsarbeiten zu verrichten, um sich Schlaf-
platz und Eintritt leisten zu können. Vom Dorf 
in die Welt, die sich als Dorf präsentiert.

Die Weltausstellungen waren auf eine ge-
wisse Weise das, was heute das Internet er-
möglicht: Fenster für internationalen Ver-
gleich, Raum mit geschrumpfter Zeit, ein 
Kosmos verschwundener Distanz. Was bisher 
zwar auch schon, aber mühselig erschließbar 
war, etwa über Literatur, konnte hier in einem 
Durchgang abgelaufen werden: Traditionen, 
Produkte, Moden, Varianten des Politischen, 

soziale Praktiken, ökonomische Leistungen, 
Kulturen. Die Komprimierung des globalen 
Vielfältigen auf Dorfdimension schuf die Welt 
neu und veränderte die Sicht darauf. Wer die 
Welt als Dorf gesehen hatte, kehrte anders in 
sein Dorf zurück. Ein Spannungsfeld von Loka-
lität, Nationalität und Globalität hatte es auch 
zuvor schon gegeben, nun wurde es gleichsam 
umgestülpt: Das Ferne rückte näher, das Nahe, 
Besondere wurde, weil mit dem Entfernten ver-
gleichbar, allgemeiner. Auch wenn es damals 
Wortschöpfungen wie »glokal« noch nicht gab.

Natürlich ist es kein Zufall, dass die Welt als 
Dorf erfahrbar wurde zu jener Zeit, als sich die 
Art und Weise von Produktion, Handel, Kon-
sum radikal veränderten. Was uns als Welt-
Dorf oder Dorf-Welt erscheint, fiel nicht vom 
Himmel. Ökonomiekritisch wurde die Wende 
mit dem »Bedürfnis nach einem stets ausge-
dehnteren Absatz« für ihre Produkte erklärt, 
das »die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel« 
jagen lässt. »Überall muß sie sich einnisten, 
überall anbauen, überall Verbindungen her-
stellen.« Vom Dorf zur Welt und zurück. »An die 
Stelle der alten lokalen und nationalen Selbst-
genügsamkeit und Abgeschlossenheit tritt ein 
allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängig-
keit der Nationen voneinander.« Man kann er-
gänzen: und der Dörfer.

In Zeiten der Corona-Pandemie könnte es 
klug sein, »die Kirche im Dorf zu lassen«. Meint 
hier: So richtig es ist, auf die Ursächlichkeit 
bestimmter Prozesse, Entscheidungen, Aus-
wirkungen der Krise in den kapitalistischen 
Weltverhältnissen hinzuweisen, so wenig ist 
damit schon alles gesagt. Ein Hoch auf die Fä-
higkeit, mehrdeutige Situationen und wider-
sprüchliche Handlungsweisen gerade dann zu 
ertragen, wenn die Sehnsucht nach Eindeutig-
keit am größten ist.

In der Welt, die unser aller Dorf ist, geht der 
Nachbar ganz anders mit der Corona-Krise um 
– und ist deshalb nicht auch für uns »wahr«, 
was dort als richtig erscheint? In dem Dorf, 
auf das die Welt geschrumpft ist, ist zugleich 
jeder davon betroffen, was sein Nachbar tut 
oder unterlässt – und wäre deshalb nicht mehr 

Koordination und Kooperation an der Tagesord-
nung? Und das Dorf, das real ist und von dem 
es Millionen auf der Welt gibt, ist es in Zeiten 
der Pandemie nun Zuflucht oder Bedrohung? 

Man liest jetzt viele Texte, die einer schon län-
ger grassierenden Ich-Mode folgen, also Gesell-
schaftliches vorrangig durch die Brille persön-
licher Betroffenheit zu sehen, die das Dorf als 
Schutzraum preisen. Man könne Ausgangssper-
ren auf dem Land leichter aushalten, heißt es 
dann. Außerdem soll das Dorf für Viren »ein har-
tes Pflaster« sein. Zwei Klicks weiter steht dann 
ein Bericht darüber, wie Corona in einem sächsi-
schen Dorf »besonders stark wütet«. Zehn Pro-
zent der Bewohner*innen in Quarantäne. 

In einem anderen Beitrag wird ausgemalt, 
wie im autoritär regierten Belarus »das Leben 
ganz normal weiter« geht: keine Einschrän-
kungen wegen der Pandemie. Erst stand 
»Weißrussland ist das gallische Corona-Dorf« 
über dem Text. Bis irgendwem aufgefallen ist, 
dass man die gefährliche Meinung eines Präsi-
dentendiktators, das Virus sei »nicht anders als 
eine Psychose«, nicht unbedingt mit den »Un-
beugsamen« aus dem Asterix-Kosmos zusam-
menbringen sollte. Man darf an dieser Stelle 
auch an andere aktuelle Präsidenten denken.

Apropos Asterix. Diese vom ausgerechnet 
jetzt verstorbenen Zeichner Albert Uderzo 
mitgeschaffene Welt steht für eine fröhliche 
Widerständigkeit, die noch in einer alten In-
nen-Außen-Wahrnehmung verhaftet ist: Jen-
seits der Holzpfähle lauert die Bedrohung. In 
dieser Logik erscheint der Ausbau der Befes-
tigungsanlage noch sinnvoll, was auch an de-
nen liegt, die da draußen ihre Römer-Helme 
spazieren tragen.

In der echten Welt ist das keine Lösung 
mehr. Wo das Dorf mehr und mehr Abbild der 
ganzen Welt wird, und die Welt zum globalen 
Dorf zusammenrückt, ob nun freiwillig oder 
nicht, müsste das Spannungsfeld von Lokali-
tät, Nationalität und Globalität anders ausge-
halten werden. Die alte Parole »in eins nun die 
Hände« mag in Zeiten einer Pandemie schief in 
der Landschaft herumstehen. Ihrem Sinn nach 
bleibt sie richtig.
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SCHWERPUNKT 
WAS CORONA ÄNDERT

SVENJA GLASER

Die »Bundesstiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur« hat einen gesetzli-
chen Auftrag, laut dem sie die »umfas-
sende Aufarbeitung der Ursachen, 
Geschichte und Folgen der Diktatur in 
SBZ und DDR zu befördern« hat. Wie  
sie diesen versteht, zeigt ihre Reaktion 
auf den Vorschlag der Berliner Links-
partei, der Schließung von Kaufhäusern 
in der Hauptstadt mit landeseigenen 
Geschäften oder Genossenschaften zu 
begegnen: alles nur »DDR-Konsumpo- 
litik«. Dass jede Idee, die nicht nahtlos 
an den realkapitalistischen Status  
quo anknüpft, dem Vorwurf ausgesetzt 
wird, realsozialistische Irrtümer zu 
wiederholen, ist so lächerlich wie wirk- 
sam. Leider. Da wird der Mietendeckel 
zum späten Wiederaufleben der SED- 
Politik erklärt, ähnlich ergeht es Über- 
legungen, die allfällige Unterwerfung 
der Daseinsvorsorge unter die »Frei-
heit« des Marktes umzukehren. Demo- 
kratische Planung im Interesse gesell-
schaftlicher Mehrheiten oder des 
Klimaschutzes? Teufelszeug! Was in  
der »Kritik« an alternativen Modellen, 
sofern sie von links kommen, unauf- 
gearbeitet bleibt, sind die Folgen einer 
Produktions- und Konsumtionsweise, 
deren schädliche Folgen für alle unüber- 
sehbar geworden sind. Die Bundesstif-
tung, die den Begriff »Aufarbeitung« in 
ihrem Namen trägt, steht da keines-
wegs allein. Eigentumsfrage aufwerfen, 
private Reichtumsmehrung in Frage 
stellen, Leistungsideologie kritisieren 
… Nein, das soll nicht sein, und das 
Etikett »DDR-Sozialismus« brandmarkt 
auch 30 Jahre nach seinem Scheitern. 
Nicht nur Kevin Kühnert kann davon 
ein Lied singen.

MURXWinter is Coming?
Was die Corona-Krise ändert: über Realitätsflucht und Regierungsfähigkeit

VINCENT KÖRNER

W
enn man aus den vergan-
genen Monaten eine hilf-
reiche Mahnung herleiten 
möchte, dann vielleicht 
die, mit Prognosen vorsich-
tig zu sein. Das gilt für die 

kurzen Fristen wie die langen Linien: Was die 
Corona-Krise am Ende weltweit in den ökono-
mischen Verhältnissen, in den sozialen Lagen, 
in der Politik und im globalen Kräftespiel ver-
ändert haben wird, lässt sich nicht genau sa-
gen. Wie es läuft, wird dann auch das Ergeb-
nis von Auseinandersetzungen sein, die es im 
Grunde schon vor der Pandemie gab, die jetzt 
aber an Schärfe zunehmen. 

Vor ein paar Tagen empörte sich die »Frank-
furter Allgemeine« über eine hierzulande an-
geblich verbreitete »Sehnsucht nach dem 
Schlaraffenland«. Anlass: ein Forschungspro-
jekt zum Grundeinkommen und die Debatte 
über die Vier-Tage-Woche. Das sind nun nicht 
eben aus Kuchen bestehende Häuser oder ge-
bratene Hähnchen, die einem direkt in den 
Mund fliegen. Aber die rhetorische Zuspitzung 
soll ja einen Zweck erfüllen: Als Untugend wird 
diskreditiert, was jenseits einer Leistungsideo-
logie steht, zu der das Gürtelengerschnallen 
der Mehrheit gehört wie der Überfluss der We-
nigen. Und als eskapistisch wird hingestellt, 
wer die Corona-Krise zum Anlass nimmt, über 
grundlegende Alternativen nachzudenken. 

Oder wie es die FAZ formuliert: »Statt in der 
Krise Utopien aufblühen zu lassen«, habe die 
Politik nun »ganz andere Aufgaben. Sie muss 
die Menschen auf leere Sozialkassen, wach-
sende soziale Probleme und eine womöglich 
über viele Jahre stagnierende Wirtschaft vor-
bereiten«. Winter is coming. 

Oder? Richtig ist, dass wir nicht nur in ver-
teilungspolitischen Fragen vor scharfen Kon-
flikten stehen, die lauter werdende Diskussion 
über die Finanzierung der Kosten von Krisen-
hilfen zeigt das an. In Bewegung ist aber mehr 

und das auch schon länger, als Covid-19 in Um-
lauf ist. Die Pandemie beschleunigt und be-
einflusst tiefgreifende Veränderungen, ob es 
dabei nun um Fragen der internationalen Ar-
beitsteilung oder um Machtverhältnisse zwi-
schen alten kapitalistischen Zentren und ehe-
maliger Peripherie geht. Dass 2020 mehr denn 
je über die Rolle Chinas gestritten wird, ist nur 
ein Ausdruck davon. Viele Schlagzeilen kün-
den von weiteren Problemen: Auswirkungen 
auf Lieferketten, neue Standortkonkurrenz, 
sich verändernde Rolle des Staates … 

Vor diesem Hintergrund wird die Warnung 
vor dem Schlaraffenland zur autoritären Er-
mahnung, die Zurückhaltung von den Vielen 
fordert, damit es für die Wenigen so weiter-
gehen kann wie bisher. Irritiert blicken die 
Bauchredner*innen des privaten Aneignungs-
interesses dabei auf Veränderungen, deren 
Endpunkt sie genauso wenig kennen wie jene, 
die darauf hoffen, die Kräfteverhältnisse zu-
gunsten des gesellschaftlichen Interesses zu 
verändern. 

Ob aber aus dem »neoliberalen Privatisie-
rungsstaat« (Ingo Schmidt) einer wird, der 
künftig vom Standpunkt des Allgemeinen aus 
und also für das Öffentliche handelt, hängt 
von vielem ab. Nicht zuletzt davon, wer im 
umkämpften Getümmel die politischen Spiel-
räume für sich auszunutzen weiß. Da kann der 
Vorwurf der Realitätsflucht, den besagte Zei-
tung gegen Forderungen erhebt, »die man oh-
nehin schon immer mal loswerden wollte«, 
recht nützlich sein. Zumal Aussicht darauf be-
steht, dass er auch jene diszipliniert, die sich 
gerade entscheiden müssen, ob sie (wieder) der 
»Partei des allgemeinen Interesses« angehö-
ren wollen. Zum Beispiel bei der SPD.

Die hat inzwischen einen Kanzlerkandida-
ten, und manches an der Ablehnung, die Olaf 
Scholz von links erfahren hat, klingt wenig 
durchdacht. Die Wahrscheinlichkeit einer po-
litisch progressiven Mehrheit im kommenden 
Herbst wird nicht dadurch größer, dass die SPD 
genauso wird wie – sagen wir: die Linkspartei. 

Genauso überflüssig ist es, Letzterer ständig 
mangelnde Regierungsfähigkeit zu unter-
stellen. Vor allem, wenn man wie die SPD gute 
Gründe hat, über die eigene Regierungsfähig-
keit nachzudenken.

Sie könnte dabei einen Faden noch einmal 
aufnehmen, den Johano Strasser 1981 ausge-
legt hat. In der Zeitschrift »L’80«, die den Un-
tertitel »Demokratie und Sozialismus« trug, 
warnte der Ex-Juso-Vize damals in kritischer 
Auseinandersetzung mit der sozialdemokrati-
schen Politik in der sozialliberalen Regierung: 
»Die SPD droht – vielleicht auf lange Zeit – die 
Regierungsfähigkeit zu verlieren, weil sie allzu 
viele Prinzipien über Bord geworfen hat, weil 
sie allzu bereitwillig dem Druck privilegier-
ter Interessengruppen nachgab, weil sie sich 
immer mehr von der Interessenlage und den 
Wertgesichtspunkten der eigenen Basis ent-
fernt und den Kontakt zu wichtigen gesell-
schaftlichen Bewegungen verliert.« Und wei-
ter: »Hier könnte eine sinnvolle Diskussion 
über die Regierungsfähigkeit der SPD anset-
zen. Sie hätte als Erstes die veränderten Be-
dingungen im nationalen und internationalen 
Rahmen zu analysieren, hätte sich zu fragen, 
ob unser Politikmodell und unser gesellschaft-
liches Entwicklungsmodell überhaupt noch 
den veränderten Bedingungen entsprechen 
[…] Schließlich wäre zu erörtern, wie die Sozi-
aldemokratie die Kraft zur Durchsetzung der 
Alternativen gewinnen könnte, mit wem, mit 
welchen gesellschaftlichen Kräften die neue 
Reformpolitik vorangebracht werden könnte.«

Das alles steht, natürlich, nicht nur im Haus-
aufgabenheft der SPD. »Dass nach der Pande-
mie eine neue Gesellschaftsordnung entste-
hen könnte, die, gemessen an dem, was hinter 
uns liegt, keine bessere wäre, ist eine ernst 
zu nehmende Gefahr«, hat der linke Sozial-
wissenschaftler Klaus Dörre schon im späten 
Frühjahr 2020 geschrieben. Und weiterhin gilt 
seine Empfehlung: »Wir sollten ihr mit leiden-
schaftlichem Engagement, aber auch mit dem 
gebotenen Realitätssinn begegnen.« 
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SCHWERPUNKT 
GESELLSCHAFTLICHE 
NATURVERHÄLTNISSE 

HANNAH HOFMANN

Obwohl sich alle einig waren, konnten 
sie sich nicht einigen. Politik ist sozu- 
sagen gelebte Liebe zum Paradox. Alle 
Oppositionsfraktionen im Bundestag 
hatten sich in Anträgen dafür ausge-
sprochen, sich noch stärker der Aufar-
beitung des kolonialen Erbes Deutsch-
lands zu widmen. Nicht nur, was die 
Rückgabe von Kulturgütern anbelangt, 
derer wir uns nur erfreuen können, weil 
andere ihrer beraubt wurden. Sondern 
auch, was die Verstetigung dieser Auf- 
arbeitung, zum Beispiel in den Lehrplä-
nen des Geschichtsunterrichts an 
Schulen oder durch die Arbeit einer 
entsprechenden Stiftung, anbelangt.

Die Koalition findet das mit dem 
»noch stärker der Aufarbeitung 
widmen« und so grundsätzlich richtig 
(Einigkeit). Und verwies im Kulturaus-
schuss, wo die Angelegenheit vor der 
Sommerpause verhandelt worden war, 
darauf, dass man ja bereits wahnsinnig 
viel getan habe. Es gebe zum Beispiel 
einen Leitfaden des Deutschen Muse-
umsbundes »zum Umgang und zur Res- 
titution mit Kulturgütern aus kolonia-
len Kontexten« (jetzt nicht an der Spra- 
che rummäkeln, der Wille zählt). Das 
Deutsche Zentrum für Kulturgutver-
luste verfüge sogar über ein eigenes 
(sic!) Referat zum Thema. Logisch, dass 
es dann nicht noch einer zentralen 
Gedenkstätte für die Opfer des deut-
schen Kolonialismus (Antrag Grüne) 
oder einer Stiftung zur Aufarbeitung 
deutschen Kolonialunrechts (Antrag 
Linke) bedarf (Uneinigkeit). Wo doch 
alles so fein ist (hoffentlich Uneinig-
keit). Die CDU sagt, man beweise aus- 
reichend Sensibilität bei dem Thema 
(wahrscheinlich Uneinigkeit). Kein 
Grund also, noch mehr zu tun (ziemlich 
große Uneinigkeit). Die SPD schließt 
sich dem irgendwie an, könnte aber 
sein, dass sie das in der nächsten Legis- 
laturperiode und aus der Opposition 
heraus ganz anders sieht. Darin liegt die 
Hoffnung aller Politik. Sie ist zum 
Wandel fähig. Und gelebtes Paradox.

MURX

Mehr als die Summe seiner Teile
Warum wir eine Neubestimmung gesellschaftlicher Naturverhältnisse brauchen

KATHRIN GERLOF

D
ie Krise ist groß und mit ökolo-
gisch, ökonomisch, sozial oder 
gesellschaftlich unzureichend 
beschrieben. Es wäre notwen-
dig, sich von alten Kulturmus-
tern zu verabschieden und eine 

Neubestimmung gesellschaftlicher Naturver-
hältnisse vorzunehmen. Richard Dawkins ent-
wickelte einst das Konzept der Meme, sich 
fortpflanzender Bewusstseinsinhalte – sozu-
sagen als kulturelle Entsprechung zu den Ge-
nen. Es gibt sogar eine mathematische Formel 
für die Verbreitung von Memen. Aber es gibt 
auch die Erkenntnis – siehe Kopernikus –, dass 
es manchmal als einfachere Lösung erscheint, 
den Entdecker zu verbrennen, als sich auf neue 
Ideen ein- oder neue Erkenntnisse zuzulassen. 

Gegenwärtig jedoch ließe sich optimistisch 
formulieren, dass die Menschen sehr wohl in 
der Lage sind, schnell und mit weitreichenden 
Entscheidungen auf Probleme zu reagieren. 
Das könnte eine Lehre aus der Pandemie sein. 
Genauso, wie es möglich ist, zu sagen: Da der 
Mensch nicht in die Lage versetzt ist, die Tren-
nung von Natur und Gesellschaft dialektisch 
aufzuheben, sucht er jetzt, sich selbst zu ret-
ten, und vergisst (mal wieder), dass Natur nicht 
mehr ohne Gesellschaft und Gesellschaft noch 
nie ohne Natur zu denken war (Ulrich Beck). 
Platt gesagt: Es dauerte wenige Tage, den Lock-
down zu beschließen und durchzusetzen, der 
Ausstieg aus der Braunkohle wird voraussicht-
lich erst 2036 beendet sein. Corona schlägt 
Klima. Und an jenen gesellschaftlichen Natur-
verhältnissen, die zugleich besonders gefähr-
det als auch besonders gefährdend sind, wird 
nicht gerüttelt. Als da sind: Arbeit und Pro-
duktion, Ernährung und Land(-ver-)nutzung, 
Fortbewegungsdrang und wachsende Mobili-
tät, die Befriedigung basaler Bedürfnisse (Nah-
rung, Wasser, Fortpflanzung, Fortbewegung, 
Schutz vor Hitze und Kälte) und das ungebro-
chene Streben nach Wachstum, die Armut auf 
der einen und der auf ihr fußende Reichtum 
auf der anderen Seite. 

Mit der ökologischen Krise ist das Leben der 
Gattung Mensch zumindest bedroht. Ernsthaft 
bedroht. Die Klugen nennen das, womit wir es 
zu tun haben, eine Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse. Das ist größer als Klimakrise 
oder ökologische Krise, und es ist auch genauer. 
Mit instrumenteller Vernunft ist der Sache nicht 
beizukommen. Max Horkheimer hat mit seiner 
Kritik jener Art der Lösungssuche und Krisen-
bewältigung zugleich eine Kritik am instrumen-
tellen Verhältnis zur Natur geübt. Während Max 
Weber, auf den er sich bezog, mit der Zweckrati-
onalität die Wissenschaft darauf reduzierte, sich 
zwar um technische Lösungen zu kümmern, je-
doch nicht um die Wahl der Handlungsziele. So-
lutionismus – also jene Form der Technikideo-
logie, die man gegenwärtig mit dem Glauben an 
Algorithmen übersetzen könnte – ist eine mög-
liche Folge solcher Zweckrationalität. Hat man 
ein Problem, bedarf es nur der passenden tech-
nischen Lösung. Und die Frage, ob diese techni-
sche Lösung möglicherweise ein noch viel größe-
res Problem in die Welt bringen wird, stellt sich 
gar nicht. Wir verbieten die Werkverträge und 
führen Abstandsregeln an der Schlachtbank ein, 
befassen uns aber nicht mit extrem ausbeuteri-
schen Arbeitsverhältnissen und Massentierhal-
tung. Ist da ein hässliches Loch in der Wand, stel-
len wir einen Schrank davor. 

In der Trennung von Natur- und Geisteswis-
senschaft erkannten Horkheimer und Adorno 
das Scheitern der Aufklärung. Dabei war es 
nicht ihr Ansinnen, mit der »Kritischen Theo-
rie« technische Entwicklungen und somit auch 
das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Aber 
für gesellschaftliche Naturverhältnisse gilt, 
dass alles ein Sowohl-als-Auch, ein Weder-
Noch sein kann und dass wahr oder falsch als 
Kategorien nicht ausreichend sind oder gleich 
gar nicht taugen.

Die Natur ist vergesellschaftet und zugleich 
in weiten Teilen privatisiert. Kant sah die er-
kenntnistheoretische Kluft zwischen der Na-
tur als »Ordnung der wirkenden Ursachen« 
und dem menschlichen Wirken als »Ordnung 
der gesetzten Zwecke«. Und der Zweck heiligt 
fast alle Mittel. 

Alles lässt sich irgendwie rechnen und in 
Zahlen ausdrücken: der Wald in Festmetern, 
die Meere in Fangquoten, der Boden in Erträ-
gen, die gute Luft in Gewinnen aus Wellness-
angeboten mit Seeblick. Ein Elefant ist wahl-
weise als großes Säugetier oder als der Preis 
des Elfenbeins darstellbar. Eine Bergland-
schaft bietet sich uns als einzigartiges Bio-
top an oder als Skigebiet mit Kunstschnee auf 
den Pisten und Ballermann am Abend. Auch 
Naturschützer*innen neigen dazu, den ökono-
mischen Wert einer Landschaft ins Feld zu füh-
ren, wenn sie für deren Renaturierung eintre-
ten. Darin liegt die resignierte Erkenntnis, dass 
nur gerettet wird, was berechenbaren Nutzen 
verspricht oder bei Nichtrettung überdimen-
sionierten Schaden verursacht.

Die Wissenschaft, die sich explizit mit den 
gesellschaftlichen Naturverhältnissen be-
fasst, ist die Soziale Ökologie. Sie übersetzt 
ökologische Verwerfungen, Umweltprobleme, 
gesellschaftliche Sackgassen als Krise der ge-
sellschaftlichen Naturverhältnisse in Tradi-
tion der Kritischen Theorie, aber doch darü-
ber hinausgehend. Bereits 1956 konstatierte 
das »Institut für Sozialforschung«, dass sich 
das Verhältnis von Individuum und Gesell-
schaft nicht von dem zur Natur trennen lässt. 
Und dass einer Wissenschaft von der Gesell-
schaft die Aufgabe zukomme, die Gesetze zu 
erforschen, »nach denen jene Wechselwirkung 
sich entfaltet, und die wechselnden Gestalten 
abzuleiten, die Individuum, Gesellschaft und 
Natur in ihrer geschichtlichen Dynamik an-
nehmen«. Dies ließe sich als die Geburtsstunde 
der Sozialen Ökologie beschreiben. Zu erfor-
schen sind drei Verhältnisse: Individuum und 
Gesellschaft, Gesellschaft und Natur, Indivi-
duum und Natur. Von Marx her gedacht ist dies 
die Grundlage für Kapitalismuskritik, da Pro-
duktionsverhältnisse die Naturverhältnisse 
bestimmen. Nach Marx besteht die Vergesell-
schaftung der Natur in deren Aneignung. Und 
das meint nicht »mein Freund, der Baum«.

Die Folgen sind das, was wir gegenwärtig un-
ter Krise aller Verhältnisse verstehen. Da steht 
uns eine schöne Aufgabe bevor.
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SCHWERPUNKT 
MARKT

SIGRUN MATTHIESEN

Die Lippenstift-Industrie gehört in 
Zeiten des mit Corona begründeten 
Vermummungsgebots zu den ganz 
großen Verliererinnen. Von einem Hilfs- 
paket allerdings war bei Redaktions-
schluss noch nicht die Rede, vielleicht 
weil sie buchhalterisch identisch ist  
mit der Augenschminke-Industrie. Die 
wiederum zählt zu den Gewinnerinnen 
der Maskerade. Im Zug bestätigt sich, 
das die Mund-Nasen-Schutz-Verpflich-
tung (kurz MNS ) ungerecht ist. Brillen-
trägerinnen, Schlupflider und Schweins- 
äuglein sind beim Distanz-Flirt eindeu-
tig benachteiligt, ohne dass sie mit 
Brigit-Bardot- oder Mick Jagger-Schnute 
dagegenhalten könnten. Als letzte 
Rettung bietet sich wie immer die Wirt- 
schaft, in diesem Fall die Textilwirt-
schaft: MNS ist schon jetzt ein prospe-
rierender Markt: vom Tuareg-Turban 
über Zorro-Tuch, Outdoor-Schlauch-
schal bis zum »Hassi« – was jetzt 
eigentlich umbenannt gehört in »Dissi« 
für »Distanzkappe« oder »Absti« für 
»Abstandskappe«. Pailletten-Mäskchen, 
seriöse Anzug-Stoff-Modelle, Firmen- 
logos, Durchhalte-Parolen, Soli-Sprüche 
und Fotoprints der eigenen Lippen –  
die anfängliche Behauptung, Corona sei 
der große virale Gleichmacher hat 
abgewirtschaftet. Und dazu Damen, die 
einfach mal lässig den Hijab etwas 
höher ziehen, wenn der Schaffner 
kommt. An dieser Stelle eine kleine 
Schweigeminute für die »Kopftuchde-
batte«, wieder etwas erledigt von der 
langen Liste der Dinge, die wir garan-
tiert nicht vermissen werden. In Ham- 
burg haben sich vorschriftsmäßig 
maskierte Taschendiebe vom ÖPNV  
auf die Fahrradwege verlegt. Spezial-
disziplin: Wertsachen aus der Gesäß- 
tasche ziehen, im Vorbeifahren oder an 
der roten Ampel. Jede Anzeige ist jetzt 
so sinnvoll wie früher nur in Köln zum 
Karneval: »Herr Wachtmeister, es war 
der Tiger.« So ist sie halt, die Wirt-
schaft: flexibel, findig, blitzschnell.

MURX

KATHRIN GERLOF

F
ür die Politik ist er das Alpha 
und das Omega. Man unterwirft 
sich seinen Regeln, lässt ihn die 
Qualität von Produkten bewer-
ten, bringt ihm Opfer, folgt sei-
ner Logik, vertraut seinen Selbst-

heilungskräften, fürchtet sein Versagen, passt 
sich ihm an, entrinnt niemals seinen Gesetzen, 
weiß, dass er die Tüchtigen belohnt, baut die 
Demokratie nach seinen Wünschen um. 

Der Markt. Kein Ding, stattdessen eine We-
senheit. Die uns Konformität abverlangt, auch 
in der parlamentarischen Mitbestimmung, wie 
es Angela Merkel 2011 forderte. Man solle IHN 
respektieren und nicht vergessen, dass er sen-
sibel sei: »Wir müssen die Märkte überzeugen.« 

»Wie machen Markt und Staat weiter in der 
Coronakrise?«, fragt die Tagesschau. »So robust 
geht der Immobilienmarkt durch die Krise«, ju-
belt das »Manager-Magazin«, der Markt würde 
das mit den Preisen im Profifußball regeln, glaubt 
die Lokalpresse, »Der Markt regelt das nicht«, 
vermutet »ZEIT-online« in Bezug auf Erholung 
und Konjunktur. Eigentlich müssten wir, also die 
Menschen, ein bisschen beleidigt sein. Wir kom-
men gar nicht vor, es sei denn als Handlanger.

Der Glaube nährt Hoffnung. Das gilt nicht nur 
in der Religion, sondern auch in der Wirtschaft. 
Wenn etwas in einer Art und Weise überhöht 
und mit menschlichen Eigenschaften ausge-
stattet ist, dass aus dem Konstrukt zur Erklä-
rung von Zusammenhängen und Gesetzmä-
ßigkeiten ein vermeintlich lebendiger und 
mit Verstand ausgestatteter Organismus wird, 
könnte man von Fundamentalismus reden. 

Aber bleiben wir lieber bei dem Begriff 
»Neoklassik«. Und geben wir nicht jenen die 
Schuld, die uns reflexartig einfallen, wenn es 
um Marktwirtschaft geht, denn diesen Begriff 
findet man bei den Klassikern der politischen 
Ökonomie des späten 18. und des 19. Jahrhun-
derts nicht, wie der Ökonom Walter Otto Ötsch 
seinem Buch »Mythos Markt. Mythos Neoklas-
sik« voranstellt. Nicht Smith, nicht Ricardo, 
nicht Owen, nicht Marx seien auf die Idee ge-
kommen, »die neue Wirtschaftsordnung, die 

mit der industriellen Revolution einsetzte und 
im 19. Jahrhundert von England aus die zivili-
sierte Welt zu erobern begann, durch Märkte 
zu charakterisieren«, schrieb der Volkswirt 
Claus Thomasberger. Erst Ludwig von Mises 
(1881-1973) und sein Schüler Hayek (österrei-
chische Schule der Nationalökonomie) stellten 
den Begriff »Markt« ins Zentrum einer öko-
nomischen Theorie und begründeten das, was 
wir heute »Marktfundamentalismus« nennen. 
Ihre Vorgänger(-denker) heißen Wilhelm Neu-
rath und Carl Menger, der als Begründer der 
österreichischen Schule gilt, allerdings noch 
von Märkten, nicht von dem Markt redete. 
»Du sollst keinen Gott neben mir haben« kam 
erst später und geschah in Abgrenzung zu, vor 
allem aber in erbittertem Widerstand gegen 
marxistische und sozialistische Ideen. Als Pro-
dukt einer ideologischen Auseinandersetzung. 

Der »Markt«, die Marktwirtschaft, wurde 
gleichgesetzt mit liberaler Ordnung. Von hier 
bis zur geradezu übermenschlich agierenden 
Wesenheit, die Eingriffe in ihr Wirken in ver-
schiedensten Formen unter Strafe stellt, war 
der Schritt nicht mehr allzu groß. Und es scheint 
eine Petitesse zu sein, dass DER MARKT letzt-
lich Menschen sind und Marktwirtschaft das 
Ergebnis menschlichen Handelns ist. Aber auf 
diese Erkenntnis ließe sich jener Fundamenta-
lismus nicht gründen, der davon ausgeht, dass 
alles vom Markt durchdrungen ist und die Kri-
sen der Gegenwart – des Sozialen, der Umwelt, 
des Finanzsystems, der internationalen Staa-
tengemeinschaft – nur gelöst werden können, 
geben wir IHM freie Hand und mischen uns so 
wenig wie möglich ein. Wobei niemand – auch 
nicht die Fundamentalisten – etwas dagegen 
hat, wenn der Staat (dann aber auch eine We-
senheit ohne menschlichen Faktor) in Krisen-
zeiten den Markt stützt und aufpäppelt, bis ER 
wieder auf eigenen Füßen steht und zu unser 
aller Wohl wirken kann. 

Und während die einen ihn überhöhen, in-
dem sie menschliches Handeln geradezu zur 
Fußnote degradieren, schütten die anderen, 
aus Wut darüber und aus ökonomischer Un-
kenntnis, das Kind mit dem Bade aus und wol-
len von Marktwirtschaft nichts wissen. 

Für Hayek galt der Markt als objektive Ins-
tanz, in Abgrenzung zur Subjektivität mensch-
lichen Wissens und Handelns. Quasi eine Ma-
schine, die verstreute Informationen und 
individuelles Wissen bündelt und daraus ver-
nünftiges Handeln ableitet. Aus dem Wissen 
dieser erweiterten Ordnung wiederum könne 
dann jede und jeder ableiten, was zu tun ist 
und im besten Fall erfolgreich sein. Misser-
folg nährt sich in dieser Lesart aus der Miss-
achtung der Funktionsweise jener dynami-
schen Maschine Markt. 

Krisen sind Katalysatoren. Vorsorglich 
schrieb das »Handelsblatt« deshalb, es sei 
kleingeistig, aus der Coronakrise heraus eine 
grundsätzliche Ökonomiedebatte loszutreten. 
»Der massive staatliche Eingriff mit einem 
1,2-Billionen-Euro-Rettungspaket ist eine 
Notfallmaßnahme. In Krisenzeiten mit einer 
massiven Störung der Wirtschaft kommt es 
auf den Staat als handlungsfähigen Akteur an. 
Das ist allerdings weder eine neue Erkenntnis 
noch sonderlich umstritten.« 

Das ist allerdings auch schade. Eine grund-
sätzliche Ökonomiedebatte über die Vorzüge 
und Defizite einer Marktwirtschaft – berei-
nigt von Mythisierung und dem ideologischen 
Ballast der immer wieder behaupteten Dicho-
tomie von Markt- und Planwirtschaft, weil 
DER MARKT nicht plant, stattdessen immer 
nur recht hat – wäre gerade in und nach die-
ser Krise eine sehr nützliche Angelegenheit. 
Weil wir ja wissen: Das Ende der Geschichte 
ist nicht erreicht und der Neoliberalismus ist 
nicht die höchste Form der Vernunft, genauso 
wenig, wie DER MARKT per se der Hort der 
Freiheit und des vernünftigen ökonomischen 
Handelns ist. Wenn schon ein Virus die »trans-
zendente erweiterte Ordnung« (Hayek) Markt 
so ins Wanken bringt, dass es staatliche Plan-
wirtschaft braucht, die Krise zu bewältigen – 
wir erinnern uns an 2008, da hieß das Virus 
nicht Corona, sondern Banken –, dann wäre 
es doch an der Zeit, den Markt nicht zu ver-
teufeln, aber auf seine wahre Wesenheit zu-
rückzustutzen: menschengemacht und feh-
lerbehaftet, allerdings mit viel Potenzial 
ausgestattet.

ER
Weil wir ihn zur lebendigen Wesenheit erklären, ist der Markt eine Fiktion 
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SCHWERPUNKT 
MIGRATION

KIM SCHRÖTHER

Diskussionen über die Zustände in der 
Fleischindustrie, die Arbeitsbedingun-
gen und das, nun ja: Tierwohl kommen 
immer mal wieder auf und führen dann 
zu aufschnittartiger Empörung: Wenn 
die leidende Sau lauthals durchs 
mediale Dorf  getrieben wurde, ist der 
»Tatort Tönnies« den meisten wieder 
wurscht. Nun wird man nicht die paar 
Gramm Fortschritt außer Acht lassen 
wollen, die im Ringen um ökologischere 
Ernährung, menschenwürdige Arbeit in 
der Lebensmittelbranche und die 
Haltungsbedingungen von Nutztieren 
erreicht wurden. Wir würden sie uns 
sogar gern einpacken lassen. Aber so 
einen richtigen Durchbruch bringen 
alle »Fleischgipfel« nichts, es sei denn, 
man hält Diskussionen über »Selbstver-
pflichtungen« und andere Täuschungs-
manöver für mehr als nur Fettaugen auf 
der politischen Tagessuppe. Aber: Liegt 
es nicht auch an uns, den »Verbrau-
chern«? Das ist schon so, aber wahr ist 
auch: Gegenwärtig muss man sich einen 
anderen Konsum auch leisten können. 
Dass ein Teil der Problems ziemlich tief 
im, sorry: Fleisch des Systems liegen 
könnte, ahnen manche. Und manche 
antworten auf den Hinweis, dass 
Fleisch, würde es teurer, dies vor allem 
für Leute mit wenig Einkommen wird, 
so wie Friedrich Merz: »Wir wissen aus 
verschiedenen Untersuchungen 
allerdings auch, dass die Preiselastizität 
bei Nahrungsmitteln nicht höher als 15 
bis 20 Prozent liegt.« Dass die »Überset-
zung« dieser Formulierung dem 
CDU-Mann nicht besonders gut gelun-
gen ist, hat auf Twitter unlängst für 
einiges Amüsement gesorgt. Wahr ist 
freilich auch: Die Sache ist alles, nur 
nicht zum Lachen.

MURX
So alt wie die Menschheit
Im Kapitalismus sind Migration und Ausbeutungsverhältnisse eng verbunden

KATHRIN GERLOF

D
er Bedarf an Arbeitskräften ist 
und bleibt eine Konstante noch 
jedes Wirtschaftssystems. Ak-
kumulation ist von Natur aus 
expansiv, damit einher geht das 
stetige Bestreben, Arbeitskos-

ten zu senken. So betrachtet ließe sich Migra-
tion als bloßer Teil des Weltmarktes betrachten, 
jener Teil nämlich, der die Ware Arbeitskraft 
über den Globus verteilt – je nach Bedarf auf der 
einen und Bedürfnis oder Not auf der anderen 
Seite. Wobei die Not sich oft in jenen Migrati-
onsgeschichten manifestiert, die wir als Flucht 
bezeichnen – erzwungene Bewegung also. 

Es wäre allerdings viel zu kurz gegriffen, Mi-
gration auf diesen Verteilungsmechanismus 
zu reduzieren, ließe dies doch außen vor, dass 
Menschen seit jeher und aus verschiedenen 
Gründen in Bewegung sind, ihre Heimat verlas-
sen, um im besten Fall anderswo beheimatet zu 
sein. Alle Versuche, diese Menschen von vorn-
herein nur als Gäste beziehungsweise tempo-
rär gewünschte Ressource zu betrachten, sind 
auf die eine und andere Art schiefgegangen. Wer 
den Begriffen Gastarbeiter (kleine BRD West) 
und Vertragsarbeiter (kleine DDR Ost) nachgeht, 
kann diesem Scheitern Erzählungen beigeben.

Grundsätzlich sind sich viele Ökonom*innen 
darin einig, dass die Mobilität der Arbeitskraft, 
die doppelt freie Lohnarbeiter*innen als Ware 
feilbieten müssen, die Verteilung und die Zu-
ordnung volkswirtschaftlicher Ressourcen 
verbessert. Und entgegen vielen Behauptun-
gen, die aus ideologischen Gründen gern in 
die Welt gesetzt werden und zu gruseligen 
Verwerfungen in Gesellschaften führen, be-
legen zahlreiche Studien, dass Zuwanderung 
nicht mit Verdrängung Einheimischer vom Ar-
beitsmarkt einhergeht. Stattdessen führt sie 
zu einer steigenden Nachfrage nach geringer 
qualifizierter Arbeit und infolgedessen zu stei-
gendem Lohnniveau in diesem Segment. 

Ohne politische Lenkung und Einhegung des 
stetigen Bestrebens, Lohnkosten möglichst 
niedrig zu halten, ist dies allerdings nicht zu ha-
ben. Das erfahren wir in diesen Pandemiezeiten 

– auch wenn es nichts Neues ist – in besonde-
rer Zuspitzung, schauen wir uns jene drei Bran-
chen an, in denen der Anteil migrantischer 
Arbeiter*innen besonders groß ist: Landwirt-
schaft, Fleischindustrie, Versandhandel. Erst 
unter dem Druck besonders hoher Zahlen an Co-
rona-Erkrankungen bei migrantischen Beschäf-
tigten in der Fleischindustrie verbot die Bun-
desregierung Werkverträge in dieser Branche, 
ohne jedoch den notwendigen weitergehenden 
Schritt zu wagen, Migration als Ausgangsmög-
lichkeit und -bedingung für extreme Ausbeu-
tung zu thematisieren. Das hat sie auch 2018 
nicht getan, als sich in Deutschland Tuberkulo-
sefälle bei migrantischen Arbeitenden mehrten.

Im Kapitalismus sind Migration und Aus-
beutungsverhältnisse, die ansonsten geltende 
Standards im jeweiligen Land unterlaufen, eng 
verbunden. Was die Politik bereit ist, in ihrer 
Arbeitspolitik zu ändern, tut sie in der Migra-
tionspolitik noch lange nicht. Und folgt damit 
den Wünschen des Kapitals, das sich die Ver-
fügungsgewalt über seine Reservearmee und 
den davon oft notleidendsten Teil nicht neh-
men lassen will. Weder im eigenen Land noch 
in den Ländern der Zuliefererindustrie, wie der 
Streit um das Lieferkettengesetz zeigt, das Un-
ternehmen, die Schäden an Mensch und Um-
welt in ihren Lieferketten in Kauf nehmen oder 
verursachen, in Haftung nehmen will.

Gleichzeitig gewinnt die Diskussion über Mi-
gration auf der einen und Einwanderung auf 
der anderen Seite durch steigenden Fachkräf-
temangel und demografische Entwicklungen 
an Fahrt. Bereits vor 8 Jahren schrieb das For-
schungsinstitut zur Zukunft der Arbeit, dass 
in Deutschland das Arbeitskräftepotenzial bis 
zum Jahr 2025 um rund 6,5 Millionen Menschen 
gesunken sein wird. Fehlende Fachkräfte, so 
das Fazit des Instituts, zögen »einen Ausfall an 
Nachfrage nach einfacher Arbeit, die ohnedies 
durch technischen Fortschritt sinkt« nach sich. 
Das gleiche Institut schrieb 2015: »Es gibt keine 
überzeugenden Belege für tatsächliche >Ver-
drängungseffekte< von Zuwanderung auf dem 
Arbeitsmarkt. […] Zuwanderer tragen jedoch 
aus vielen Gründen dazu bei, die Gesamtzahl 
der Arbeitsplätze in einem Land zu erhöhen. 

Zu diesen Gründen zählt unter anderem die hö-
here Gründertätigkeit von Migranten, die Stei-
gerung der Kaufkraft und Nachfrage nach Gü-
tern und Dienstleistungen sowie eine insgesamt 
gesteigerte gesellschaftliche Innovation.«

Dem gegenüber steht das in linken Debatten 
häufig angebrachte Argument, Migration ver-
schärfe die Lohnkonkurrenz und übe negati-
ven Druck auf Einkommen aus. Dünnes Eis ist 
das, nicht nur, weil die Empirie teils zu ganz an-
deren Ergebnissen kommt, sondern auch, weil 
auf diese Art und Weise ein Grundrecht infrage 
gestellt wird, als müsse man auf bessere (nach-
kapitalistische) Zeiten warten, bis es wieder in 
Kraft treten soll. Dies hat oft mit mangelnder 
Trennschärfe bei der Debatte über Migration 
und Flucht, Einwanderungs- und Asylrecht zu 
tun. Und natürlich mit jener Ausprägung von 
Populismus, vor der auch Linke nicht gefeit sind, 
ist doch der größte Teil migrantischer Menschen 
von einem grundlegenden Bürger*innenrecht – 
dem Wahlrecht – ausgeschlossen. 

Die Migrationsforscherin Lydia Potts schrieb: 
»Der Weltmarkt für Arbeitskraft ist daher 
nicht mehr oder weniger späte Folge eines 
Weltmarktes für Waren und Kapital bzw. der 
Weltmarktintegration kolonialisierter Gebiete, 
sondern die Anwendung ›äußerer‹ Arbeitskraft 
durch Europa im Sinne seiner ökonomischen 
Interessen«. Also eine wesentliche Vorausset-
zung kapitalistischer Weltwirtschaft. 

Das hindert Institutionen wie das ifo-Insti-
tut nicht daran, Migration mit ungebrochener 
Energie gegen den Mindestlohn in Stellung zu 
bringen. Auch jetzt wieder, da mit der Wirt-
schaftskrise infolge der Pandemie versucht 
wird, Geflüchtete aus geltenden Mindestlohn-
Standards rauszunehmen, oder ihnen zumin-
dest eine mögliche Erhöhung zu verwehren. 

Angesichts der Tatsache, dass Migration in-
folge globaler, vor allem ökologischer Verwer-
fungen in Zukunft eher zu- denn abnehmen 
wird, ist die Kurzsichtigkeit politischen und 
ökonomischen Agierens geradezu verblüffend. 
Es scheint, als glaubte sowohl die Politik als 
auch der (leider) diskursbestimmende Teil der 
Ökonom*innen, dass man die Zahnpasta wie-
der in die Tube kriegt. 
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SCHWERPUNKT 
WELTALL

SIGRUN MATTHIESEN

»Aus gegebenem Anlass« ist so eine 
Formulierung, die jetzt wieder Konjunk-
tur hat. Weil niemand mehr ständig  
das C-Wort im Mund führen will. Aus 
gegebenem Anlass kann der Fahrstuhl 
nur von einer Person benutzt werden, 
kommt es zu längeren Wartezeiten,  
und reden nun alle wieder über Gesund-
heitsämter. Selbst die FDP. Den dort 
organisierten Medizinern fällt plötzlich 
auf, dass die »Kollegen« in den Gesund-
heitsämtern im Schnitt fast 1.000 Euro 
weniger pro Monat verdienen als ein 
Krankenhausarzt. Was wiederum dazu 
führt, dass die Zahl der in Gesundheits-
ämtern beschäftigten Ärzte seit 1995 
von damals 3.830 auf heute 2.500 
zurückgegangen ist. Darauf hatte der 
zuständige Bundesverband schon 
früher hingewiesen. Ende 2018 zum Bei- 
spiel. Der gegebene Anlass damals 
waren Tarifverhandlungen in Nieder-
sachsen, wo die Forderung nach ein- 
heitlicher tariflicher Vergütung nicht 
durchgesetzt wurde. Wie schon in  
den sieben Jahren zuvor nicht. Auch  
die jetzt häufig beklagte Zahl von  
nur 381 Gesundheitsämtern bundes-
weit liegt immer noch über den 341,  
den die Bundesregierung 1998 für 
ausreichend ansah. Heute nun echauf-
fiert sich ein FDP-Obmann im Gesund-
heitsausschuss des Bundestages, die 
Gesundheitsämter beschäftigten viel zu 
wenig seiner Fachkollegen. Derweil 
hämt sein FDP-Parteivorsitzender darü- 
ber, dass so manches Gesundheitsamt 
Daten per Fax übermittelt – und emp-
fiehlt auch dort als wohlfeiles Allheil-
mittel eine Digitalisierungsoffensive. 
Wir dagegen wüssten gerne, wie viele 
FDP-Abgeordnete in wie vielen Bundes-
ländern seit 1998 Einsparmaßnahmen 
im öffentlichen Gesundheitsdienst 
gefordert oder mitgetragen haben. Aus 
gegebenem Anlass. 

MURXNeue Weltnahme
Der Kampf um Ressourcen und Eigentumsrechte im All ist in vollem Gange

KATHRIN GERLOF

M
it der Entdeckung der Erde 
sind wir fertig. Seit Ende 
des 15. Jahrhunderts wur-
den alle weißen Flecken 
nach und nach eingefärbt. 
Der tiefste Meeresboden 

und der Kern des Planeten bergen noch Ge-
heimnisse. Aber da sind wir dran. Seefahrt, 
Expansionskriege, Landnahmen, Vernichtung 
angestammter Bevölkerungen, Pioniergeist, 
Besiedelung, Kolonisation – erst wurde er-
obert, dann für Recht und Ordnung gesorgt, wo-
von auch jene ein wenig oder manchmal mehr 
profitieren konnten, die vor den Eroberern da 
gewesen sind. Es sei denn, es gab sie nicht mehr, 
weil die Eroberer mit Seuchen und Waffen im 
Gepäck die stärkeren Argumente hatten. 

Lange hatten wir, wie die Politökonomin 
und Nachhaltigkeitsforscherin Maja Göpel 
schreibt, »sehr viel Planet für wenig Mensch«. 
Das sei heute anders: »Für immer mehr Men-
schen immer weniger Planet.« Die gesamte 
Geschichte der Menschheit erzählt davon, 
dass sich unsere Spezies, wenn die Ressour-
cen knapp wurden, die Lebensbedingungen un-
wirtlich, die technischen Möglichkeiten grö-
ßer, auf den Weg gemacht hat. 

Die »Weltnahme«, wie es der Philosoph Pe-
ter Sloterdijk nennt, stieß und stößt seit jeher 
in andere Sphären vor. Auch der Weltraum ist 
eine solche Sphäre. Im März 1973 startete die 
US-Raumsonde Pioneer 10 Richtung Jupiter, 
weitere folgten. Staaten und ihre Weltraum-
organisationen sowie private Unternehmen 
arbeiten an technischen Lösungen für zum 
Beispiel die Gewinnung von Rohstoffen im 
Weltall. Kommerzielle und zwischenstaatliche 
Partnerschaften werden gegründet, Funkfre-
quenzen sind eine auch im All begrenzte Res-
source, denn es braucht Umlaufbahnen für Sa-
telliten, Weltraumschrott ist schon heute ein 
Thema, das Zeug muss überwacht oder zur Erde 
geholt werden, Überwachungssysteme aller 
Art sammeln unendlich viele Daten, die unend-
lich nützlich, zugleich aber auch gewinnbrin-
gend sein können.

Gegenwärtig sind die Risiken einer Welt-
raumkolonisierung überschaubar beziehungs-
weise in weiten Teilen hypothetischer Natur. 
Nun könnte man sagen, das sei die Landnahme 
in Amerika bis Oktober 1492 auch gewesen. 
Aber das wäre leichtfertig. Die Expansion in 
den tiefen Kosmos mag heute vor technischen 
Grenzen stehen, die notwendigen Investitio-
nen zum Aufbau einer Weltraumindustrie des 
notwenigen Ausmaßes sich nicht mehr im Pro-
fitkalkül des Kapitals realisieren lassen. Aber 
da gibt es ja noch den Mond und die rohstoff-
reichen erdnahen Asteroiden. Und es gibt die 
Erkenntnis, dass es keine gute Vorgehensweise 
ist, über Risiken und Regelwerke erst zu reden, 
wenn das Hypothetische Realität geworden ist. 
Zumal die neuen Pioniere der Weltraumnut-
zung zu einem nicht unerheblichen Teil Unter-
nehmen sind. Die internationale Politik hinkt 
hinterher. In den vergangenen Jahrzehnten 
gab es viel zu wenig Debatte über die zukünf-
tige Nutzung des Weltraums. 

2004 hielt George W. Bush eine Rede vor der 
Nasa und sprach von einer radikalen Wende in 
der Raumfahrtpolitik. Er kündigte an, dass ab 
dem Jahr 2020 von einem dauerhaft besetzten 
Stützpunkt auf dem Mond aus Flüge zum Mars 
und darüber hinaus möglich sein sollten. Das 
hat nicht geklappt, aber einiges darüber gesagt, 
wie sich ein Land wie die USA die Sache mit der 
Eroberung des Weltraums vorstellt. Im Kapita-
lismus ist ein technischer Wissensvorsprung 
erst dann interessant, wenn andere von dem 
Wissen ausgeschlossen sind. Es sei denn, die in-
ternationale Staatengemeinschaft sichert sich 
durch Abkommen, Übereinkünfte, Verträge 
eine andere Art des Zugriffs und der Regelung. 

Im Januar 1967 wurde von den Vereinten Na-
tionen der sogenannte Weltraumvertrag ver-
abschiedet, den inzwischen 107 Länder unter-
zeichnet haben. Damals war Kalter Krieg und 
mit dem Vertrag sollten die Okkupation ein-
zelner Himmelskörper durch die USA oder die 
Sow jetunion und die Nutzung des Weltraums 
für militärische Zwecke verhindert werden. Die 
Erforschung und Nutzung des Alls, so der Kern 
des Vertrags, sei Sache der gesamten Mensch-
heit. Nur friedliche Nutzung sei angestrebt und 

nationales Eigentum gebe es im Weltall nicht.  
Für den damaligen Stand der Technik und der 
internationalen Beziehungen zweier feindli-
cher Gesellschaftssysteme war dieser Vertrag 
eine mutige und weit vorausschauende Angele-
genheit, zog er doch die Möglichkeit von etwas 
in Betracht, das unmöglich schien. So sollte Po-
litik handeln. Dann passierte lange kaum etwas.

2012 verabschiedete die Generalversamm-
lung der UN die Resolution 67/113 »Interna-
tionale Zusammenarbeit bei der friedlichen 
Nutzung des Weltraums«. Ernsthaft besorgt 
über die Möglichkeit eines Wettrüstens im 
Weltraum, sowie in der Erkenntnis, »dass 
die Frage des Weltraummülls für alle Nati-
onen von Belang ist«, wurden die Mitglieds-
staaten aufgefordert und gebeten, Geld in 
den Treuhandfonds für das UN-Programm für 
Raumfahrtanwendungen einzuzahlen und 
Voraussetzungen für die Förderung der inter-
nationalen Zusammenarbeit zu schaffen.

2019 verabschiedete der UN-Ausschuss für 
die friedliche Nutzung des Weltraums »Richt-
linien für die langfristige Nachhaltigkeit von 
Weltraumtätigkeiten«. Die Weltraumumgebung 
der Erde sei, steht da, eine begrenzte Ressource, 
die von immer mehr Staaten, internationalen 
und zwischenstaatlichen Organisationen und 
nichtstaatlichen Akteuren genutzt werde. 

Damit ist sanft umschrieben, dass der Kampf 
um Ressourcen und Eigentumsrechte in vollem 
Gange ist und weit und breit keine internatio-
nal anerkannte und zum Leitbild des Handelns 
erklärte Weltraumethik existiert, geschweige 
denn ausformuliertes, ratifiziertes, internati-
onales Recht. Seit 1998 gibt es eine Weltkom-
mission für Ethik im Weltraum, als beratendes 
Gremium der Unesco. Die Kommission legte be-
reits 2000 einen Bericht vor, auf dessen Basis 
2004 das Arbeitsdokument »The Ethics of Ou-
ter Space« entstand. Freiwilligkeit steht vor 
Verpflichtung. Das funktioniert auch in ande-
ren Bereichen eher schlecht.

1968 war die internationale Politik tatsäch-
lich mal weit voraus. Heute ließe sich das nur 
sagen, ignorierte man, dass einzelne Staaten 
und private Unternehmen schon mindestens 
zwei Stadionrunden mehr geschafft haben. 
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wichtige Weichenstellung, um trotz der ver-
heerenden Katastrophe, die Covid-19 für Milli-
arden von Menschen darstellt, den Weg zu bes-
seren, auch sozial nachhaltigen Gesellschaften 
zu öffnen. Nimmt man die Sustainable Deve-
lopment Goals als Maßstab, drängt sich dieses 
Politikfeld als Kooperationsschwerpunkt von 
Arbeits- und Klimabewegungen geradezu auf.

3. Räumliche Entwicklung und 
Demokratisierung von Entscheidungsmacht
Die strukturellen Probleme sozialer Reproduk-
tion vor Augen, lässt sich ein weiteres Feld be-
nennen, in welchem eine Bündelung von meta-
bolischer und Lohnarbeitsmacht möglich wäre 
– die Zusammenarbeit in regionalen Entwick-
lungskoalitionen. Solche Koalitionen könn-
ten bearbeiten, was im Lausitzer Kohlerevier 
als paradoxe Konstellation offen zutage tritt. 
Befürworter*innen und Gegner*innen von 
Braunkohleverstromung und Tagebauen ste-
hen sich teilweise unversöhnlich gegenüber, 
doch alle Ansässigen lieben die Lausitz und sor-
gen sich um die Zukunft der Region.

Wie eine Studie der Konrad-Adenauer-Stif-
tung belegt, findet sich diese Konstellation 
auch in anderen Regionen, die einen radika-
len Strukturwandel durchlaufen. Die Verbun-
denheit mit der eigenen Stadt oder Gemeinde 
und der Wunsch, in der Region bleiben zu kön-
nen, sind in allen untersuchten Gebieten (Lau-
sitz, Saarland, Ruhrgebiet, Chemnitz) stark 
ausgeprägt. Mehrheitlich möchte man die 
Region nicht einmal für einen attraktiven Ar-
beitsplatz verlassen. Dazu passt, dass 60 Pro-
zent der Befragten in einer Region wohnen, 
die sie als Einwohner*innen niemals verlas-
sen haben. Heimatverbundenheit ist elementa-
rer Bestandteil der Mehrheitsvorstellung vom 
guten Leben. [...] Allerdings, auch das bestätigt 
die Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung, ha-
ben die verschiedenen Lager und Gruppierun-
gen untereinander kaum Kontakt. Es gibt we-
nig lebensweltliche Berührungspunkte; man 
meidet die unbekannten Milieus. […]

Eine Brücke, die Lagergrenzen überspannt, 
findet sich auf einer anderen Ebene. Auf allen 
Seiten gibt es Akteure, die sich von Entschei-
dungen, die die Zukunft ihrer Region berüh-
ren, ausgeschlossen fühlen. In den Lausitz-Stu-
dien tritt dies besonders deutlich zutage. Die 
zugesagten Fördermillionen ändern nichts da-
ran, dass man sich lagerübergreifend bei Zu-
kunftsentscheidungen als übergangen emp-
findet. Implizit offenbart dies einen Konflikt 
um Entscheidungsmacht über das Was, das 
Wozu und das Wie der Produktion im regiona-
len Verbund. Ohnmachtsgefühlen, die ähnlich 
auch bei Akteuren im Wertschöpfungssystem 
Automobil verbreitet sind, kann nur entgegen-
gewirkt werden, sofern alle relevanten gesell-
schaftlichen Gruppen an Projekt- und Produk-
tionsentscheidungen beteiligt werden. Dazu 
reichen die traditionellen Mitbestimmungs-
strukturen in Betrieb und Unternehmen of-
fenkundig nicht aus, zumal sie flächendeckend 
ohnehin auf dem Rückzug sind.

Der Ökonom Anthony Atkinson hat des-
halb die Einrichtung von regionalen Wirt-
schafts- und Sozialräten vorgeschlagen, die 

eine Umverteilung von Entscheidungsmacht 
organisieren könnten. Besser wären, das je-
denfalls ist unser Vorschlag, Transformations- 
und Nachhaltigkeitsräte. Eine solche soziale 
Innovation könnte das Engagement auch je-
ner Bürger*innen erleichtern, die ansonsten 
keinen Zugang zum offiziellen politischen Sys-
tem finden. Die Räte dürfen sich keinesfalls 
allein aus den Repräsentationen von Arbeit, 
Kapital und Staat zusammensetzen. Um korpo-
rative Verkrustungen zu durchbrechen, wäre 
es ihre Aufgabe, Graswurzelbewegungen, Um-
weltverbände, Frauenorganisationen, Stadt-
teilinitiativen, Menschenrechtsgruppen, NGOs 
und ähnliche zivilgesellschaftliche Gruppen 
an grundlegenden politischen Weichenstel-
lungen zu beteiligen. Die Räte würden dazu 
beizutragen, Transparenz bei den regionalen 
Lebensbedingungen herzustellen und Inves-
titionsentscheidungen anhand von Nachhal-
tigkeitskriterien zu überprüfen.

Zu den Aufgaben von Transformationsräten 
könnte es gehören, die Umsetzung von Nach-
haltigkeitszielen zu überwachen, die Produk-
tion langlebiger Güter einzufordern und neue 
Formen eines kollektiven Selbsteigentums in 
Genossenschaften und Sozialunternehmen zu 
erproben. Vom Gewinnmotiv als Hauptzweck 
abgekoppelt, würden kollektive Eigentums-
formen die individuelle Verantwortung für 
öffentliche Güter beibehalten. Eine Herstel-
lung von Transparenz bei Einkommen und Ar-
beitsbedingungen, mit deren Hilfe Druck in 
Richtung fairer Löhne und guter Arbeitsbedin-
gungen erzeugt werden könnte, wäre eine wei-
tere Aufgabe. Die Räte könnten zur Hälfte aus 
allgemeinen, freien, gleichen Wahlen hervor-
gehen, zur anderen Hälfte hätten sie sich aus 
Expert*innen zusammenzusetzen, die von zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren benannt wer-
den.

Der Gründungsprozess einer neuen Rätebe-
wegung lässt sich jederzeit einleiten – durch 
Initiative von unten und im besten Falle mit 
Unterstützung der regionalen Gliederungen 
von Gewerkschaften, Klimabewegungen, Um-
weltverbänden und anderen Akteuren der 
demokratischen Zivilgesellschaft. Nachhal-
tigkeitsräte träten nicht in Konkurrenz zur 
parlamentarischen Demokratie, würden diese 
aber erweitern und wahrscheinlich beleben. 
Die politischen Mehrheitsentscheidungen 
könnten auf allen Ebenen mit Rätebeschlüs-
sen kontrastiert werden, die sich an sozialen 
und ökologischen Nachhaltigkeitszielen aus-
zurichten hätten. Eine unmittelbare Aufgabe 
solche Räte wäre es, die Verteilung der Gelder 
zu überwachen, die im Zuge der Corona-Krise 
für den wirtschaftlichen Wiederaufbau einge-
setzt werden. [...]

4. Anerkennung und ökologische 
Klassenpolitik
Nachhaltigkeitsräte stellten eine soziale In-
novation dar, die es erlauben würde, die Span-
nungen zwischen den Akteuren von Natur- und 
Klassenachse in demokratischer Weise auszu-
tragen. Es entstünde ein Raum für wechsel-
seitige Kommunikation, ein Forum auch für 
Anhänger*innen einer Klassenpolitik, die an 

einem ökologischen Produzentenwissen an-
setzt, das in der Arbeiterschaft durchaus vor-
handen ist. Ökologische Klassenpolitik kann 
im besten Fall die Abwertungsspirale durch-
brechen, der sich Arbeiter*innen in sogenann-
ten strukturschwachen Regionen insbeson-
dere im Osten der Republik ausgesetzt sehen. 
Anerkennung bedeutet jedoch ungleich mehr, 
als lediglich Verständnis für die jeweilige Lage 
zu signalisieren. […]

Nehmen wir als Beispiel die überwiegend 
weiblichen Beschäftigten in den Sozial- und 
Erziehungsdiensten, die 2015 in einem sechs-
wöchigen Streik einen exemplarischen Kampf 
für die Aufwertung professioneller Repro-
duktionsarbeit führten. In diesem Bereich 
kon stituierte professionelle Sorgearbeit, die 
auf Zuwendung, Emotionalität und Engage-
ment beruht, ein neues Facharbeiterinnen-
Bewusstsein. Ausgerechnet eine berufliche 
Identität, die lange als Organisierungshemm-
nis galt, verwandelte sich in eine Quelle von 
Reproduktions- und gewerkschaftlicher Or-
ganisationsmacht. Angesichts geringer ge-
werkschaftlicher Organisationsgrade und 
einer zerklüfteten Tariflandschaft stellen be-
rufliche Identitäten von Sorgearbeiter*innen 
trotz ihrer Partikularität eine mögliche Sinn-
ressource dar, die durchaus in Organisations-
macht und Konfliktfähigkeit überführt werden 
kann. Statt sich auf eine bestimmte Klassen-
fraktion wie die Industriearbeiterschaft zu fi-
xieren, muss es daher zu einem Anliegen ökolo-
gischer Klassenpolitik werden, das kollektive 
Selbstbewusstsein aller Lohnabhängigen zu 
stärken. Das ist nur möglich, wenn der Inter-
sektionalität von Klassenverhältnissen, ihrer 
Verschränkung mit den Konfliktachsen Natur, 
Ethnie/Nationalität und Geschlecht angemes-
sen Rechnung getragen wird. Sowohl metaboli-
sche als auch Lohnabhängigenmacht könnten 
von entsprechenden Bündelungen profitieren.

[…] Deshalb werden die Klimabewegungen 
kaum daran vorbeikommen, sich kritisch mit 
den expansiven Mechanismen der kapitalis-
tischen Produktionsweise auseinanderzuset-
zen. Den Gewerkschaften werden sie Gleiches 
abverlangen müssen, wenn in nicht allzu fer-
ner Zukunft Realität werden soll, was vielen 
Klima bewegten als Vision vorschwebt – die 
Nutzung der Waffe des politischen Streiks, 
um, so nicht anders möglich, die Durchsetzung 
von Nachhaltigkeitszielen mithilfe kollekti-
ven Handelns zu erzwingen. Käme es zu Kli-
mastreiks in den Betrieben – eine Form der 
Ausübung von Lohnabhängigenmacht, die auch 
im engen rechtlichen Rahmen des bundes-
deutschen Streikrechts durchsetzbar wäre –, 
müsste geklärt werden, wofür und mit welchen 
Forderungen gestreikt werden soll. Hier liegt 
das inhaltliche Kernproblem sowohl von Ar-
beits- als auch von ökologischen Bewegungen. 
Die Konturen einer Alternative zum Wachs-
tumskapitalismus sind alles andere als klar 
gezeichnet. […]

Klaus Dörre, Jahrgang 1957, ist Professor 
für Arbeits-, Industrie- und Wirtschaftssozio-
logie an der Universität in Jena und ge-
schäftsführender Direktor des DFG-Kollegs 
»Postwachstumsgesellschaften«.
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